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Erster Tag: Montag, 24. April 1961 

Der 10. Bundesparteitag 

der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

in den Messehallen in Köln begann 

mit Gottesdiensten in der Antoniter-Kirche (evangelisch), 

Pfarrer Werner Müller, und 

in derSt.-Andreas-Kirche (katholisch), Domprediger P. Urban Plotzke O.P. 

Die Sitzung des Bundesvorstandes 
fand um 10.30 Uhr im Kleinen Rheinsaal, Messehof, statt 

Die Sitzung des Bundesaussdiusses 
um 11.30 Uhr im Großen Rheinsaal 

Die Eröffnung des 10. Bundesparteitages 
fand um 15 Uhr in der Halle VIII des Messegeländes statt 



Nach dem Allegro giocoso aus der 4. Sinfonie e-moli opus 98 von 
Johannes Brahms, gespielt vom Gürzenich-Orchester der Stadt Köln, 
Leiter Günter Wand, nahm das Wort, von starkem Beifall begrüßt. 

Der Vorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Adenauer : 

Meine Damen! Meine Herren! Meine verehrten Parteifreunde! Im Na­
men des Vorstandes der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
heiße ich Sie zum 10. Bundesparteitag herzlich willkommen. Der Vorstand 
unserer Partei und darüber hinaus der Porteiausschuß hat sich mit der 
Frage des Präsidiums des Parteitages beschäftigt und schlägt ihnen vor: 
als Präsidenten den Landtagspräsidenten Johnen, als Mitglieder des 
Präsidiums die Herren Albers, Blumenfeld, Fräulein Hartmann, Herrn 
Kiesinger, Herrn Lemmer, Frau Dr. Steinbiß und Herrn Dr. Stoltenberg. 
Wenn kein Widerspruch erfolgt, können wir über die ganze Liste zusam­
men abstimmen. Ich glaube, Widerspruch erhebt sich nicht. Jedenfalls 
kann ich infolge der Scheinwerfer keinen Widersprechenden sehen. 
(Heiterkeit.) 
Ich stelle also fest, daß wir einverstanden sind, wenn wir insgesamt 
abstimmen, Bei der Gesamtabstimmung erübrigt sich wohl geheime 
Abstimmung. Auch hier sehe ich keinen Widerspruch, aus den gleichen 
Gründen wie eben. Ich darf daher annehmen, daß Sie offen abstimmen 
und bitte diejenigen, die nicht damit einverstanden sind, eine Hand zu 
erheben. Auch hier sehe ich niemanden, meine Damen und Herren. 

(Zuruf: Da drüben!) 
Wo denn, ich sehe nichts. Dann machen Sie doch die Lampen weg. 
Also, ich stelle fest, daß die Wahl gegen eine Stimme erfolgt ist. 
Ich bitte nunmehr Herrn Präsidenten Johnen, die Leitung zu übernehmen. 

Präsident Johnen: 

Herr Bundeskanzler! Hochverehrte Gäste! Meine lieben Parteifreunde! 
Zunächst darf ich im Namen des Tagungspräsidiums für das Vertrauen, 
das Sie uns geschenkt haben, herzlichen Dank sagen. Wir werden uns 
bemühen, Sie zufriedenzustellen. Gleichzeitig darf ich Ihnen als Vor­
sitzender des Landesverbandes Rheinland einen recht herzlichen Wil l ­
kommensgruß entbieten. Fühlen Sie sich in der rheinischen Metropole, 
in Köln, wohl. (Beifall.) 

Der besondere Gruß dieses Parteitages soll unserem hochverehrten 
Ersten Bundesvorsitzenden der Christlich Demokratischen Union, Herrn 
Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, gehören. (Anhaltender Beifall.) 
Wir freuen uns, den Herrn Bundesvorsitzenden und Bundeskanzler nach 
seiner anstrengenden Amerikareise wie früher gesund, frisch und auf­
geräumt bei uns zu sehen. (Beifall.) 

Lassen Sie mich gleich zu Beginn dieser Tagung Ihnen, Herr Bundes­
kanzler, dafür herzlich danken, daß Sie den ersten offiziellen Besuch 
bei dem neuen Präsidenten von Amerika, auf den viele mit Spannung 
gewartet haben, für uns, das heißt für Deutschland, so erfolgreich 
gestaltet haben. (Lebhafter Beifall.) 

Lassen Sie mich ober auch gleich in dieser Stunde in aller Öffentlichkeit 
feststellen und Ihnen sagen: Sie und Ihre Arbeit werden nach wie vor 



von dem Vertrauen der Christlich Demokratischen Union der ganzen 
Bundesrepublik getragen. (Beifall.) Sie können sich, Herr Bundeskanzler, 
auf diese Christlich Demokratische Union und ihre Treue verlassen. 
(Beifall.) 

Darf ich nunmehr dem Herrn Präsidenten des Bundestages, Dr. Gersten-
maier, einen herzlichen Gruß sagen (Beifoll.) und dem Präsidenten des 
Bundesrates, Herrn Ministerpräsident Dr. Franz Meyers. 

Einen herzlichen Willkommensgruß sage ich auch den vier stellvertreten­
den Vorsitzenden der Bundespartei, Herrn Bundesarbeitsminister Blank, 
(Beifall.) Herrn Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier, den ich eben 
schon begrüßte, (Beifall.) Herrn Ministerpräsident von Hassel, (Beifall.) 
und dem Fraktionsvorsitzenden Dr. Heinrich Krone. (Beifall.) 

Lassen Sie mich hierbei einen Augenblick abschweifen und auch den 
früheren stellvertretenden Vorsitzenden, den erkrankten Herrn Bundes­
minister a. D. Jacob Kaiser, von hier aus herzlich grüßen. (Beifall.) 
Mögen ihm diese Grüße aus dem Rheinland sein Krankenbett erleich­
tern helfen. 

Ich begrüße ferner die Mitglieder des Bundeskabinetts, an ihrer Spitze 
den Herrn Vizekanzler Bundesv/irtschaftsminister Professor Dr. Erhard, 
(lebhafter Beifall.) Herrn Bundesminister Dr. von Brentano, (Beifall.) 
Herrn Bundesminister Dr. Schröder, (Beifall.) 

Herr Bundesminister Etzel konnte wegen Krankheit bis jetzt noch nicht 
erscheinen. Wir wollen ihm eine gute und schnelle Genesung wünschen. 
(Beifall.) 

Herrn Bundesminister Lücke, (Beifall.) Herrn Bundesminister Lemmer, 
(Beifall.) Herrn Bundesminister Schwarz, (Beifall.) Herrn Bundesminister 
Stücklen, (Beifall.) Herrn Bundesminister Dr. Wilhelmi, (Beifall.) Herrn 
Bundesminister Dr. Wuermeling. (Beifall.) 

Die beiden Bundesminister, die zum erstenmal auf einem CDU-Bundes­
parteitag sind, sind Herr Dr. von Merkatz und Herr Dr.Hans Christoph 
Seebohm. (Beifall.) 

Auch den Damen und Herren des Bundestages darf ich einen herzlichen 
Willkommensgruß sagen. (Beifall.) 

Ferner begrüße ich die Herren Präsidenten der Landtage der Länder 
Schleswig-Holstein, Herrn von Heydebreck, Herrn van Voixem aus Rhein­
land-Pfalz, Herrn Schmitt von der Saar, Herrn Dr. Gurk aus Baden-
Württemberg. 

Nordrhein-Westfalen ist durch mich vertreten. (Heiterkeit und Beifall.) 
Ich begrüße recht herzlich die Herren Ministerpräsidenten der deutschen 
Länder, Herrn Dr. Altmaier aus Rheinland-Pfalz, (Beifall.) Herrn Kiesinger 
aus Baden-Württemberg, (Beifall.) Herrn Dr. Roeder aus dem Saarland, 
(Beifall.) Herrn Ministerpräsident Dr. Meyers, den ich eben schon als 
Präsident des Bundesrates begrüßen durfte. (Beifall.) 

Ich darf auch den Ministern aus den Ländern und den Senatoren ein 
herzliches Wo i i des Grußes sagen. Ich begrüße ebenso herzlich die 
zahlreichen Landtagsabgeordneten und die Mitglieder der Kommunal­
parlamente. 



Als Vertreter der CSU, die immer gern zu uns kommen, darf ich beson­
ders die Minister Strauß und Schäffer begrüßen. (Lebhafter Beifall.) 

Ich,habe dann die Ehre, den amtierenden Oberbürgermeister der Stadt 
Köln, Herrn Landtagsabgeordneten Burauen, zu begrüßen. (Beifall.) Er 
wird sich sicher freuen, auf einem CDU-Bundesparteitag sprechen zu 
können. (Heiterkeit und Beifall.) 

Gestatten Sie, daß ich gleich auch den Bürgermeister der Stadt Köln, 
unseren Parteifreund Dr. Lemmens, begrüße. (Beifall.) 

Ich habe die Ehre und Freude, die Vertreter der Kirchen zu begrüßen, 
für die Evangelische Kirche Herrn Superintendent Dr. Enke, (Beifall.) für 
die Katholische Kirche Herrn Prälat Filibrandt, (Beifall.) als Vertreter des 
Zentralrates der Juden in Deutschland Herrn Generalsekretär Dr. van 
Dam. 

Ich begrüße sodann den Präsidenten des Europäischen Parlaments, 
Herrn Professor Furier, (Beifall.) den Präsidenten der Europäischen V^irt-
schaftsgemeinschaft, Herrn Professor Hallstein, (Beifall.) das Mitglied 
der Hohen Behörde der Montanunion, Herrn Dr. Hellwig. 

Ich darf dann ebenso herzlich die Vertreter des Diplomatischen und 
Konsularischen Korps willkommen heißen (Beifall.) 

sowie die Vertreter des kulturellen, des politischen, des sozialen und 
wirtschaftlichen Lebens, insbesondere Herrn Richter vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund, (Beifall.) Herrn Gier von den Christlichen Gewerk­
schaften Deutschlands, (Beifall.) Herrn Spaethen von der Deutschen An­
gestelltengewerkschaft, (Beifall.) Herrn Krause vom Deutschen Beamten­
bund, (Beifall.) und die Vertreter der Gewerkschaft der Polizei. (Beifall.) 

Einen besonders herzlichen Willkommensgruß sage ich den Vertretern 
der Deutschen Bundeswehr. (Beifall.) 

Ebenso herzlich heiße ich die Vertreter von Presse, Rundfunk, Film und 
Fernsehen willkommen. (Beifall.) 

Zahlreiche Gäste aus dem Ausland haben sich bei uns eingefunden; ich 
darf sie alle herzlich begrüßen: für die Konservative Partei Großbritan­
niens Frau Evelyn Emmet, die Vorsitzende des Uberseebüros, und Herrn 
Ridsdole, den stellvertretenden Vorsitzenden des Überseebüros, (Beifall.) 

für die Högerpartei Schwedens Herrn Direktor Gösta Bohman und Herrn 
Abgeordneten Frhr. Adolf Hamilton, (Beifall.) 

für die Dänische Konservative Volkspartei Herrn Abgeordneten Gott-
schalck-Hansen und Herrn Abgeordneten Jörgen Hatting, (Beifall.) 

für die Katholische Volkspartei Hollands Herrn Abgeordneten Maenen 
und Herrn Abgeordneten Fifevez, (Beifall.) für die Antirevolutionäre 
Partei Hollands Herrn Generalsekretär Dr. van der Sluis und Herrn Ab­
geordneten Smallenbroek, (Beifall.) für die Christlich-Historische Union 
Hollands Herrn Abgeordneten Dr. Kraayevelt, (Beifall.) 

für die Christliche Volkspartei Belgiens - zugleich als Vertreter der Christ­
lich-Demokratischen Fraktion des Europäischen Parlaments — Herrn 
Senator Viktor Lemanns und Herrn GeneralsekretärTindemanns, (Beifall.) 



Adenauer, Erhard und die bewährte Mannschaft. Auch der Parteitag in 
Köln 1961 stand im Zeichen dieser Parole. 





für die Christlich-Soziale Volkspartei Luxemburgs Herrn Vizepräsident 
Margue und Herrn Generalsekretär Mosar, (Beifall.) 

für die Konservative Christlich-Soziale Volkspartei der Schweiz Herrn 
Präsidenten Dr. Tenchio und Herrn Generalsekretär Dr. Rosenberg, 
(Beifall.) 

für die Democrazia Cristiana Italiens Herrn Minister a. D. Mottarella 
und Herrn Abgeordneten Passoni, (Beifall.) 

für die österreichische Volkspartei Herrn Generalsekretär Dr. V^ithalm, 
Herrn Nationalrat Harwalik und Herrn Kommerzialrat Moser, (Beifall.) 

für die Christlich-Demokratische Union Zentraleuropas Herrn General­
sekretär Sieniewiecz und Herrn Chefredakteur Bunza, (Beifall.) für die 
Internationale Union Christlicher Demokraten (NEI) Herrn Ferragni und 
Herrn Dr. Hahn. (Beifall.) 

Alle unsere ausländischen Gäste seien nochmals herzlich willkommen 
geheißen. (Starker Beifall.) 

Meine Damen und Herren, meine lieben Parteifreunde, ehe wir uns der 
Tagesordnung zuwenden, wollen wir in Ehrfurcht und Dankbarkeit 
unserer Toten gedenken, die unsere Partei seit dem letzten Bundespartei­
tag in Karlsruhe zu beklagen hatte. 

(Die Anwesenden erheben sich.) 
Möge der Herrgott ihnen den ewigen Frieden schenken. - Sie haben sich 
zu Ehren der Toten von Ihren Plätzen erhoben; ich danke Ihnen. 

Dieser Parteitag findet nur wenige Monate vor der Bundestagswahl statt. 
Unsere V^ähler und auch unsere politischen Gegner schauen mit be­
sonderer Aufmerksamkeit auf unsere Beratungen und auf das Ergebnis 
dieses Parteitages. Er legt die Grundlagen für den Wahlkampf zum 
Bundestag. 

Auf diesem Parteitag wird ausreichend Gelegenheit zur Diskussion ge­
geben, auch wenn dies aus dem gedruckten Programm nicht ersichtlich 
ist. Am Dienstag und Mittwoch wird nach jedem Kurzreferat eine aus­
reichende Aussprache stattfinden. Erstmalig auf einem Bundesparteitag 
der CDU stehen für die Aussprache mehr als 12 Stunden zur Verfügung. 
(Lebhafter Beifall.) 

Hiervon sollte ausreichend, aber auch sinnvoll Gebrauch gemacht wer­
den. (Heiterkeit.) 

Meine lieben Parteifreunde! Wir halten den 10. Parteitag in Köln ab. Der 
5. Parteitag 1954 fand ebenfalls in Köln in diesem Messegelände statt. 

Damals durfte ich ebenso als Vorsitzender des Präsidiums folgendes 
ausführen: 

„Der Parteitag findet in Köln statt. Das hat eine doppelte Bedeu­
tung. Diese Stadt ist mit dem Bundeskanzler Konrad Adenauer 
und seinem Schicksal eng verbunden. Dieses Messegelände, in 
dem wir tagen, hat er der Stadt Köln, jener wirtschaftlich auf­
strebenden Stadt, geschenkt, und dieses gleiche Messegelände 
war es, wo er seinen Leidensweg im Dritten Reich begann. In die­
sem Konzentrationslager hat er mit seiner verstorbenen Gattin 
den Leidensweg antreten müssen. Ich sage das" 



- so habe ich damals betont, und ich wiederhole es je tz t - , 

„um an dieser Stelle dem Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer für 
alles das, was er im Dritten Reich aushalten mußte, herzlich zu 
danken." 

(Langanhaltender Beifall.) 

Ich komme heute hierauf zurück, weil hier in dem Konzentrationslager 
des Messegeländes auch zahlreiche Juden von Köln und aus dem Kölner 
Raum ihren Leidensweg beginnen mußten. Von selbst gehen unsere Ge­
danken hinüber zu dem schaurigen Prozeß um Eichmann in Jerusalem. 
In Stille und mit Scham, wie es ein evangelischer Bischof ausdrückte, 
folgen wir Deutschen dem damaligen Geschehen, das den deutschen 
Namen in aller Welt mit Schande erfüllt hat. Wir können dies alles nicht 
ungeschehen machen. Wir können es nur aufrichtig bedauern und alles 
tun, um die Hand der Versöhnung zu reichen und zu versuchen, mate­
riellen Schaden wiedergutzumachen; aber wir müssen hier mit Nach­
druck feststellen, daß das heutige Deutschland mit diesem schauder­
haften Tun nichts gemein hat und sich ständig bemüht, allen Völkern der 
Welt ein ehrlicher Partner zu sein, wie dies der Bundeskanzler und die 
Bundesregierung seit 1949 durch die Tat bewiesen haben. Wir wollen 
helfen und wünschen, daß der Prozeß um Eichmann, der um der Wahr­
heit willen notwendig ist, das Vertrauen von inzwischen mit uns be­
freundeten Ländern nicht mindert oder gar zerstört. Möge dieser 
10. Parteitag der Christlich Demokratischen Union Deutschlands mit­
helfen und beitragen, das Vertrauen der freien Welt zu uns zu stärken. 
Wir wollen mithelfen, unseren ehrlichen Beitrag zu leisten, um den Frie­
den und die Freiheit der Welt zu erhalten. (Lebhafter Beifall.) 

Wahl des Redaktionskomitees und der Mandatsprüfungskommission 

Ehe wir in der Tagesordnung fortfahren, darf ich noch eine Formalie 
erledigen. Wir müssen das Redaktionskomitee wählen. Der Bundesvor­
stand und derBundesparteiausschuß machen Ihnen folgenden Vorschlag: 

Als Vorsitzenden 
Herrn Bundesminister Dr. Schröder 

und als Mitglieder die Parteifreunde zu wählen: 
Arndgen, Dr. Barzel, Bauknecht, Dr. GradI, Dr. Heck, Dr. Hellwig, 
Katzer, Dr. Martin, Dr. Pettenberg, Schmücker, Dr. Schiettinger und 
Frau Dr. Elisabeth Schwarzhaupt. 

Meine Damen und Herren, darf ich feststellen, daß Sie mit diesem Vor­
schlag einverstanden sind. (Beifall.) 
- Es erhebt sich kein Widerspruch. -

Wir haben dann noch die Mandatsprüfungskommission zu wählen. Hier 
werden vorgeschlagen: 

Herr Dr. Blumenfeld, Herr Andre und Herr Müllenbach. 
- Darf ich annehmen, daß Sie auch hiermit einverstanden sind? -

(Beifall.) 

Ich darf nunmehr dem Herrn Ministerpräsidenten von Nordrhein-West­
falen, Herrn Dr. Franz Meyers, das Wort erteilen. 10 



Ministerpräsident Dr. Franz Meyers: 

Herr Bundeskanzler! Herr Präsident! Freunde in der Union! Meine selir 
verehrten Damen und Herren! Namens der Landesregierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen und im eigenen Namen heiße ich Sie olle hier in 
Nordrhein-Westfalen herzlich willkommen. 

Die Christlich Demokratische Union kehrt dadurch, daß sie zum zweiten­
mal ihren Bundesparteitag nach Köln verlegt, an einen jener Orte zurück, 
von denen sie vor fast genau 16 Jahren ihren Ausgang genommen hat. 
Mancher von uns erinnert sich jenes schicksalhaften Frühjahrs 1945, 
das den Bankrott der damaligen Politik und den Niedergang Deutsch­
lands brachte. Viele haben damals geglaubt, daß nun wirklich das Ende 
gekommen sei, daß es aus diesem Zusammenbruch vielleicht in Jahr­
zehnten eine Rückkehr zu einem bescheidenen persönlichen Leben geben 
könnte, aber kaum den Wiederaufbau eines freien Deutschlands. 

In jenen Tagen sammelten sich hier im Kölner Raum Männer und Frauen, 
die soeben der Unterdrückung und politischen Verfolgung entronnen 
waren, und sie begannen sogleich wieder unermüdlich und unverzagt 
darüber nochzudenken, auf welchen Grundlagen ein neues und besseres 
Deutschland aufgebaut werden müsse. Nur wenige Monate hat es ge­
dauert, bis dann, von dieser Stadt ausgehend, die Stimme einer neuen 
politischen Partei alle Deutschen zu politischer Sammlung unter dem 
christlich demokratischen Gedanken aufrief. Und dann geschah etwas 
überraschendes: Diese neue Partei fand mit ungeahnter Schnelligkeit 
Anhänger und Mitstreiter. In einer Zeit, die jeden zwang, seine ganze 
Kraft auf das überleben im buchstäblichen Sinne des Wortes zu richten, 
konnte sich die Christlich Demokratische Union in kurzer Zeit zur wich­
tigsten politischen Kraft des rheinisch-westfälischen Raumes entwickeln; 
und ähnliches gilt von den anderen deutschen Ländern. 

Nur derjenige, der damals dabei gewesen ist, kann ermessen, welche 
gewaltige geistig-ideologische Anstrengung und Arbeit geleistet werden 
mußte, um das Fundament dieser neuen Partei zu begründen. Sie werden 
sich daran erinnern, mit welcher Gründlichkeit, welchem Ernst und mit 
welcher Verantwortung die Gründer der Union ans Werk gegangen sind, 
um für das Gebäude der neuen Partei ein gutes Fundament zu legen. 
Wie gut und dauerhaft, wie tragbar und entwicklungsfähig dieses Fun­
dament gewesen ist, haben die nächsten 15 Jahre dann gezeigt. 

Seit dem Bestehen der Bundesrepublik Deutschland ist die Christlich 
Demokratische Union die führende Kraft der deutschen Demokratie, die 
Gestalterin ihres politischen Schicksals. Sie hat in mehr als einem Jahr­
zehnt unermüdlicher Arbeit die größte Verantwortung dafür getragen, 
daß aus der Ruinenlandschaft des zerstörten Deutschen Reiches die 
Bundesrepublik Deutschland als ein freiheitlicher, demokratischer und 
sozialer Rechts- und Bundesstaat entstanden ist. Dieser Staat ist ent­
standen als Verkörperung dessen, wofür in den Jahren der Verfolgung 
Tausende gekämpft und gelitten haben, als das Symbol der Freiheit 
auch für diejenigen Deutschen, die auch heute noch Opfer politischer 

11 Unterdrückung sind. (Lebhafter Beifall.) 



Die Christlich Demokratische Union hat die größte Verantwortung für 
diesen Staat getragen. Wer wollte ihr verwehren, auch den größten 
Anteil des Erfolges für sich in Anspruch zu nehmen? (Lebhafter Beifall.) 

Niemals vorher ist in der Geschichte freier demokratischer deutscher 
Staatlichkeit einer politischen Partei in Deutschland ein so dauerhafter 
Erfolg beschieden geblieben; niemals vorher hat eine politische Partei 
durch freie Entscheidung der Wähler so lange die Regierungsverantwor­
tung übertragen erhalten. War die Geschichte der deutschen Demokratie 
vor 1945 eine Epoche der Zersplitterung der politischen Kräfte, so steht 
unter dem Zeichen der Christlich Demokratischen Union die deutsche De­
mokratie seit 1949 unter dem glückhaften Vorzeichen der Stabilität. Allein 
diese Totsache sichert schon heute unserer Union für immer einen ehren­
vollen Platz in der deutschen Geschichte. (Erneuter lebhafter Beifall.) 

Aber wir dürfen die Hände nicht in den Schoß legen. Gerade die letzten 
Wochen und Tage haben gezeigt, daß es in Europa und in der Welt so 
manchen ernsten Krisenherd gibt, der geeignet ist, auch unser politisches 
Schicksal zu beeinflussen. Sodann wird der vor uns liegende Wahl­
kampf, wenn nicht alle Zeichen trügen, von der CDU besondere An­
strengungen verlangen. 

Seit die Sozialdemokratische Partei Deutschlands in Godesberg ihr Pro­
gramm so ziemlich dem der Christlich Demokratischen Union angenähert 
hat, droht der Christlich Demokratischen Union die Gefahr, daß christ­
lich demokratische und sozialdemokratische Politik wegen manchen An-
klangs der Formulierungen verwechselt werden. Viele Parolen, die vor 
vier Jahren noch unbestritten und für alle erkennbar politische Ziel­
setzungen unserer Union zum Ausdruck brachten, werden nun auch von 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands unter das Volk gebracht. 
Vor allem im Bereich der Innenpolitik ist das unschwer festzustellen. Ich 
bitte Sie, die Litfaßsäulen in Köln einmal zu betrachten. (Heiterkeit.) 
Das aber zwingt unsere Union und gerade auch diesen Parteitag, noch 
deutlicher und noch unmißverständlicher herauszuarbeiten, daß der 
Schein der Ähnlichkeit zwischen christlich demokratischer und sozial­
demokratischer Politik trügt, daß vielmehr die Grundlagen beider 
Parteien nach wie vor völlig verschieden und im wesentlichen gegen­
sätzlich sind, daß es somit auch die Ergebnisse der Politik sein müssen. Es 
erscheint mir auch aus dieser Sicht von besonderer Bedeutung, daß die 
Christlich Demokratische Union vor diesem Wahlkampf, in dem sie sich 
nach meiner Überzeugung stärker als in den letzten Jahren auf ihre 
geistig-ideologischen Grundlagen besinnen muß, nach Köln und noch 
Nordrhein-Westfalen gegangen ist, dorthin also, wo einst die ersten 
Gespräche und Beschlüsse über die geistigen Grundlagen unserer Union 
zustande kamen; und dorthin, wo seither die Union den stärksten und 
breitesten Rückhalt im Volke gefunden hat. 

Ich hoffe, daß die Erfolge der bisherigen Politik unserer Union auch bei 
den Bundestagswahlen zugute kommen. Das Ergebnis der Kommunal­
wahlen hat gezeigt, was wir können, wenn wir nur wollen und - das muß 
allerdings hinzukommen - wenn wir arbeiten! (Lebhafter Beifall.) 

In diesem Sinne wünsche ich dem Kölner Parteitag 1961 einen vollen 
Erfolg. 12 



Möge er den Willen der Union stärken! Möge er sie innerlich festigen! 
Möge er der Rücl<besinnung auf dos Gesetz dienen, nach welchem sie 
1945 ihren Weg in die deutsche Politik angetreten hat! Dann kann auch 
der weitere Erfolg nicht ausbleiben, 

(Starker Beifall.) 
Präsident Johnen: 
Ich darf Herrn Ministerpräsident Dr. Meyers für seine Worte recht herz­
lich danken. 

Die Ehre seines Wortes schenkt uns der Herr Oberbürgernneister der 
Stadt Köln. (Beifall.) 

Herr Burauen: 
Herr Bundeskanzler und Bundesvorsitzender der Christlich Demokrati­
schen Union! Herr Bundesfagspräsident! Herr Bundesratspräsident! Ex­
zellenzen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Nomen der Stadt 
Köln, für die ich die Ehre und, Herr Präsident Johnen, die besondere 
Freude habe, hier zu sprechen, (Heiterkeit.) entbiete ich Ihnen ollen 
herzliche Willkommensgrüße. 

Es sei mir erlaubt, Ihnen, Herr Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, der 
Sie viele Jahre Ihres Lebens und Wirkens unserer Stadt geschenkt und der 
Sie 16 Jahre mit einer weitschauenden erfolgreichen Kommunalpolitik 
als Oberbürgermeister dieser Stadt vorgestanden haben und deren ver­
dienter Ehrenbürger Sie sind, einen besonders herzlichen Gruß zu wid­
men. (Lebhafter Beifall.) 

Das Hohelied der Metropole am Rhein, von ihrem Ursprung bis in die 
Gegenwart, ist in Ihrer Festschrift mit einer solch eindrucksvollen und 
beredten Sprache geschildert, daß ich hierfür ein Wort aufrichtiger 
Dankbarkeit aussprechen muß. Köln war nie und zu keiner Zeit eine 
summierte Zahl von Bauten und Häusern schlechthin, in denen sich Men­
schen bewegten, die lediglich das Dach über dem Kopfe suchten. In 
diesen steinernen Gebilden und in den Menschen selbst lebte seit eh und 
\e; und wird fortleben, die gleiche Seele, tiefverwurzelt in religiöser 
Gläubigkeit, Impuls eines nie erlahmenden redlichen Strebens, Kraft­
quell in der Abwehr jedweden Gedankens des Sich-selbst-Verloren-
gebens, Magnet und Ausstrahlung geistiger, kultureller, wirtschaftlicher 
und sozialer Wirksamkeit. 

Demokratie, Freiheit und Toleranz werden hier seit vielen Jahrhunderten 
großgeschrieben und selbst in den Jahren der Erniedrigung und der 
Schmach war Köln noch ein stilles Bollwerk dieser Begriffe derMenschen-
würde. 

(Zuruf: Ein offenes Bollwerk! - Lebhafter Beifall.) 
Darum traf es auch die Bürger unserer Stadt doppelt hart, daß ihnen der 
exemplarische Strafvollzug für die Untaten und grausigen Geschehnisse 
in der Diktatur durch eine fast totale Vernichtung der Stadt zuteil wurde. 
In demütiger Dankbarkeit für die Gnade des Überlebens sind dann 
Männer und Frauen ohne Ansehen der religiösen, politischen und 
standesmäßigen Zugehörigkeit gemeinsam ans Werk gegangen, erfüllt 
von einem ungebrochenen zuversichtlichen Glauben an das Gute, und 
haben diese Stadt wieder aufgerichtet, diese alte und auch ewig junge 
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Dieser Geist der gemeinsamen Verantwortung mit gleicher Schulterlast 
hat auch dem Kölner Rathaus in den Jahren nach dem Zusammenbruch 
innegewohnt. Wir sind heute glücklich und ein wenig stolz darauf, uns 
gegenseitig bescheinigen zu können, daß diese Gemeinsamkeit zu 
fruchtbaren Ergebnissen geführt hat, (Lebhafter Beifall.) 
So ist Köln ein Beispiel für die Sinnlosigkeit des Krieges und ein Beispiel 
für den Sinn des Lebens zugleich geworden. Neben der seelischen Kraft, 
die uns geschenkt war, tragen die Kölner in ihren Herzen eine tiefe 
Sehnsucht nach einem politischen Zusammenwirken aller Kräfte in all 
den Fragen, die die Einheit unserer nationalen Schicksalsgemeinschaft 
erfordert, die Sehnsucht nach Frieden, Freiheit und sozialer Gerechtig­
keit. Schließlich sind wir alle Deutsche, die nur ein Ziel kennen: unser 
Volk, und damit unser Vaterland, in eine glückliche Zukunft zu führen. 
(Beifall.) 

Es ist der Wunsch der Kölner Bürgerschaft, daß der 10. Bundesparteitag 
der Christlich Demokratischen Union einen dahinstrebenden erfolg­
reichen Verlauf nehmen möge. 

(Starker Beifall.) 
Präsident Johnen: 

Herr Oberbürgermeisterl Der Parteitag hat Ihnen bereits durch den 
Applaus für Ihre aufrichtigen Worte gedankt. Wenn ich aus Köln wäre, 
würde ich sagen, das hat der Burauen „janz jut jemacht." (Heiterkeit. -
Beifall.) 

Mit besonderer Freude darf ich nunmehr dem Vorsitzenden der CSU, 
Herrn Minister Strauß, das Wort erteilen. (Starker Beifall.) 

Bundesminister Dr. Strauß: 

Herr Bundesparteivorsitzender und Herr Bundeskanzler! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Zuerst darf ich ein Wort des 
Grußes sagen im Namen und im Auftrage der Christlich Sozialen Union, 
der Leitung der Partei, der Mitarbeiter, der Anhänger und Freunde, Ich 
darf mich gleichzeitig bei dieser Gelegenheit als neuer Landesvor­
sitzender der Christlich Demokratischen Union Ihnen vorstellen. (Starker 
Beifall!) 

Ich darf weiterhin ein tief empfundenes und in jeder Hinsicht zu betonen­
des Wort des Dankes sagen, des Dankes für die gute Zusammenarbeit, 
die zwischen der großen Partei der Christlich Demokratischen Union und 
der kleinen Partei der Christlich Sozialen Union in Bayern im Laufe 
schwerer und verantwortungsvoller Jahre sich aufs beste bewährt hat; 
ein Wort des Dankes für die gute Zusammenarbeit in der Fraktion des 
Deutschen Bundestages, ein Wort des Dankes aber auch für die gute 
Zusammenarbeit zwischen den Parteiorganisationen und ein Wort des 
Dankes auch für die gute Zusammenarbeit in zahlreichen Arbeitsgemein­
schaften, wo die Anhänger und Mitarbeiter der Christlich Demokrati­
schen und Christlich Sozialen Union sich der Lösung derselben Aufgaben 
widmen. 

Ich darf mit ganz besonderer Eindringlichkeit hier ein Wort der Versiche­
rung sagen, ein Wort des Versprechens, nämlich daß wir, wie in der 
Vergangenheit, in derselben Gesinnung und mit derselben Tatkraft, der- 14 



selben Energie und derselben Zielstrebigkeit weiterhin Schulter an 
Schulter uns der Lösung der gemeinsam gestellten Aufgaben widmen 
werden und daß wir alles, was an uns liegt, tun werden, um gemeinsom 
unser Volk auf dem schwierigen Wege zu Frieden, Freiheit und Einheit 
einen Schritt vorwärtszubringen. (Beifall.) 

Ich darf darauf hinweisen, daß uns zwei grundsätzliche Dinge und eine 
pragmatische Aufgabe verbinden. Uns verbinden einmal die gleichen 
Grundsätze, ohne daß wir sie bei jeder Gelegenheit betonen; denn ihre 
Betonung würde schon bedeuten, daß wir die Betonung notwendig 
haben. Wir leben aus diesen Grundsätzen, wir betreiben unsere Politik 
aus diesen Grundsätzen, und wir haben bisher nach diesen Grundsätzen 
unser politisches Handeln gestaltet. 

Der Grundsatz, der über unserem ganzen Tun waltet, ist unser Be­
kenntnis, daß der Mensch ein Ebenbild Gottes und nicht ein Macht­
instrument der Politik oder ein Instrument in den Händen irgendeiner 
Klasse oder Schicht ist. (Beifall.) 

Das nächste, was uns verbindet, ist eine Fülle von gemeinsamen Auf­
gaben und eine Fülle von gemeinsamen Erfahrungen, die wir im Laufe 
der letzten 11, 12 Jahre gemeinsam sammeln konnten. Aber uns ver­
bindet auch in diesem Jahre, dem Wahljahre, eine naheliegende Auf­
gabe, nämlich durch diesen Parteitag und durch unsere weitere politische 
Arbeit im Lande, durch unsere Aufklärungs- und Informationsarbeit 
dafür zu sorgen, daß die Spekulationen der Hauptopposition, der Sozial­
demokratischen Partei, auf die Vergeßlichkeit der Wähler zunichte 
gemacht wird. (Lebhafter Beifalll) 

Es ist beinahe einmalig in der Geschichte der parlamentarischen Demo­
kratie, daß eine Opposition den völligen Zusammenbruch ihrer Politik 
bekundet und ihn mit der sorgsam gewählten Formulierung „Bestands­
aufnahme" zu verbergen sucht. (Beifalll) 
Es ist beinahe einmalig, daß die Politik, die sie jahrelang mit ihrem Nein 
im Bundestag und in den Landtagen zu verhindern versuchte, nun als 
neues eigenes, geniales Konzept im Sinne einer Politik der Gemeinsam­
keit auszugeben versucht. 

Wir werden in diesem Jahre beweisen, welcher Politik die Aufgaben und 
die Leistungen, die in den vergangenen Jahren zu verzeichnen waren, 
zu verdanken sind. Wir haben es nicht nötig, uns im Räume der un­
bewiesenen Spekulationen, im Räume der luftleeren Träume zu bewegen. 
Wir können eine klare Bilanz aufweisen, die vom Jahre 1949 bis heute 
reicht, eine Bilanz, an deren Anfang ein Feld von Ruinen und Trümmern, 
von menschlichem, materiellem und moralischem Zusammenbruch ge­
standen hat und an dessen Ende heute ein neuer Staat steht, ein Teil des 
gesamten Deutschlands steht, das in der Welt sich wieder eine geachtete 
Position erworben hat und dessen Bürger wieder zu einer menschen- und 
kulturwürdigen Existenz - dank unserer Politik - gekommen sind. (Leb­
hafter Beifall!) 

Erlauben Sie gerade mir als dem Vorsitzenden der Christlich Sozialen 
Union, als bayerischem Parteifreund, ein besonderes Wort angesichts 
der Vorgänge der letzten Zeit, angesichts gewisser Kommentare und 
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Soziale Union in Bayern legt Wert darauf zu betonen, daß die Bundes-
republil< Deutschland ein Bundesstaat und kein Länderbund ist. (Sehr 
starker Beifall!) 
Wir wissen sehr genau, daß Begriff und Praxis des Föderalismus nicht zu 
einer neuen Spielart des Kampfes gegen die Bundespolitik gebraucht 
oder mißbraucht werden darf. (Lebhafter BeifallI) Gerade weil wir über­
zeugte Föderalisten sind und gerade weil wir die Staatsform und die 
Denkform des Föderalismus erhalten wollen, wissen wir, daß wir die 
deutsche, die europäische und die atlantische Politik in dieser steigenden 
Reihenfolge und Bedeutung in Ordnung halten müssen, um zu Hause in 
unserer engen Heimat als Menschen und Christen leben zu können. 
(Starker Beifall!) 

Ich darf Ihnen, sehr verehrter Herr Bundesparteivorsitzender, und Ihnen 
allen, meine Damen und Herren der CDU, ein recht gutes Gelingen und 
vollen Erfolg für diesen Parteitag wünschen, von dessen Verlauf und von 
dessen Ergebnis für die große politische Entscheidung in diesem Jahr, für 
die politische Meinungsbildung in Deutschland und im verbündeten, 
befreundeten und neutralen Ausland und für die Zukunft des deutschen 
Volkes ein gutes Teil abhängt. 

(Lebhafter Beifall!) 
Präsident Johnen: 
Meine Damen und Herren I Ich darf dem neuen Vorsitzenden der Christ­
lich Sozialen Union Bayerns für seine Worte herzlich danken. Es freut 
mich vor allem das Bekenntnis, daß die CDU und CSU so gut zusammen­
gearbeitet haben. 

Nach der Tagesordnung sollen jetzt die Begrüßungsansprachen der aus­
ländischen Gäste folgen. Wir haben unsere Gäste gebeten, heute 
nicht zu sprechen, sondern die Grußworte auf morgen und übermorgen 
zu verteilen. Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden sind. 
Ich darf nunmehr zu dem Hauptreferat das Wort erteilen Herrn 

Bundestagspräsident D. Dr. Gerstenmaier: 

I. 

Halbwegs etwa zwischen dem Westfälischen Frieden und unseren Tagen 
liegt das Ende des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation. Der 
Friede von 1648 hat den Schlußpunkt hinter einen Krieg gesetzt, der 
40 Prozent der damaligen Bevölkerung Deutschlands das Leben gekostet 
hat. Der 1. Weltkrieg hat 3 Prozent und der 2. Weltkrieg 10 Prozent der 
deutschen Bevölkerung das Leben gekostet. Das alte Reich hat sich von 
dem 30jährigen Krieg nie mehr erholt. Der Friede, der ihm folgte, hat 
die Reichsgewalt ruiniert, das Reichsgebiet der unbeschränkten Inter­
vention ausländischer Mächte überlassen und die landesherrliche Souve­
ränität zum Schaden des Reiches so übersteigert, daß die einzelnen Län­
der mit ausländischen Mächten Bündnisse schließen konnten. 

Dieses Reich war den inneren Aufgaben seiner Zeit nicht mehr gewach­
sen, und schon gar nicht dem Angriff eines Napoleon. Jedes Land sah 
nur darauf, selbst so billig wie möglich davonzukommen, und so unter­
lagen sie ihm alle. Mit beißender Ironie hat Joseph Goerres, der Vater 
des „Rheinischen Merkur", das Ende des Heiligen Römischen Reiches 16 
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Deufscher Nation kommentiert. Sanft und selig sei es - so sagt Goerres -
„an einer gänzlichen Entkräftung und hinzugekommenen Schlagfluß im 
blühenden Alter von 955 Jahren, fünf Monaten, 28 Tagen verstorben". 
Hatte Goerres recht? War das Reich tot? Nun, 15 Jahre nach jener von 
Goerres in Mainz verfaßten Todesanzeige war Napoleon ein geschlage­
ner Mann, der Freiherr vom Stein Chef einer deutschen Zentralverwal­
tung, und sein Freund Ernst Moritz Arndt sang auf die Frage „Was ist 
des deutschen Vaterland?" die unbekümmerte Antwort: „So weit die 
deutsche Zunge klingt!" Als der Kölner Ehrenbürger Ernst Moritz Arndt 
ein halbes Jahrhundert später in Bonn zu Grabe getragen wurde, da 
war er zwar ein hochgefeierter Mann, aber er war auch um bittere Ent­
täuschungen reicher. Erst das Reich Bismarcks entreißt endgültig wenig­
stens den größten Teil des alten Reiches dem Westfälischen „Unfrieden", 
wie ihn Michael Freund genannt hat. Der großdeutsche Gedanke von der 
staatlichen Zusammenfassung aller Deutschsprechenden ist danach nur 
noch ein Traum. Hitler sorgte dafür, daß auch dieser Traum nach mensch­
lichem Ermessen für immer ausgeträumt ist. Er, der sich vermaß, mit 
Wortbruch und Überfall ein großdeutsches, ja, ein großgermanisches 
Reich zu errichten, er verwandelte das geringschätzig kleindeutsch ge­
nannte Reich Bismarcks in eine Ruine. Wir können noch von Glück sagen, 
daß wir auf seinem Boden und unter seinem schwer mitgenommenen 
Dach das Notdach Bundesrepublik errichten konnten. Und wir müssen 
dankbar dafür sein, daß es sich bislang als sturmfest erwies und uns 
und Millionen Geflüchteter und Vertriebener den Wiederaufbau einer 
menschenwürdigen Existenz ermöglichte. 

Es ist gar keine Frage, daß uns Deutschen spätestens im Kampf mit der 
Not, in die uns der zweite Weltkrieg gestürzt hat, nicht nur das Pathos, 
sondern auch das Ethos fremd geworden ist, das Ernst Moritz Arndt und 
ganze Generationen großdeutsch denkender Menschen beseelte. Wer 
um das nackte Dasein kämpft, wer kaum weiß, wie er mit dem Heute 
fertig werden und das Morgen bestehen soll, dem kann man nicht gut 
hohe und weitgreifende zusätzliche Verpflichtungen auferlegen. Aber 
ich glaube gar nicht, daß der großdeutsche Gedanke einfach in der 
deutschen Nachkriegsmisere erstickte. Ich glaube vielmehr, daß er bei 
allem Respekt vor Männern wie Ernst Moritz Arndt, dem Freiherrn vom 
Stein und den 48ern regelrecht und profund überwunden wurde in der 
Wandlung unseres nationalen Bewußtseins überhaupt. Und daß es diese 
Wandlung gegeben hat, ist ganz unbestreitbar. Die Christlich Demo­
kratische Union Deutschlands ist aus ihr geboren und die Sozialdemo­
kratische Partei Deutschlands ist zumindest von ihr beeinflußt. 

Fragt man, worin denn diese Wandlung besteht, so lassen sich drei 
elementare Tatsachen aufzeigen. Da ist zuerst die innere Einkehr, die in 
jenen Jahren auch von vielen vollzogen wurde, die darüber kein Wort 
verloren. Si^ war ein religiöses Ereignis, das neben der persönlichen 
und geistigen auch eine große politische Bedeutung gewann. Ich er­
innere — weil wir wieder einmal hier in Köln zusammen sind — noch 
einmal an die wahrscheinlich früheste CDU-Gründung. Sie ist hier in 
Köln erfolgt. In ihren Leitsätzen von 1945 heißt es: „Im Glauben an den 
lebendigen Gott beugen wir uns vor seinen Geboten, den wahren und 
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Aber das C in unserem Namen erinnert uns in einer säkularisierten Welt 
nicht nur daran, welche richtungsweisende Kraft und Bedeutung wir der 
christlichen Glaubenserkenntnis auch für unser politisches Tun und Lassen 
beimessen. Nein, es erinnert uns auch immer wieder an die geschichtliche 
Einsicht, die wir in der Heimsuchung der Nation gewonnen haben. Und 
dazu gehört vor allem die nüchterne Einschätzung unserer nationalen 
Lage. Sie ist der zweite elementar wichtige Tatbestand in der Wand­
lung unseres nationalen Bewußtseins. Unsere Absage an alles Welt­
machtstreben und der Verzicht auf die weitere Teilnahme am euro­
päischen Hegemonialkampf war eben nicht nur die Folge des großen 
Katzenjammers, sondern es war die Einsicht in das, was Deutschland 
seiner Größe und Lage nach kann und was es eben nicht kann und wozu 
es deshalb auch nicht berufen ist. 

Indessen: Absagen und Verzichte mögen notwendig und heilsam sein, 
aber ein Volk kann davon nicht leben. Es war nicht nur der Kampf mit 
der Not, der uns vor haltloser Resignation und leerer Planlosigkeit be­
wahrte, sondern es war vor allem jene Eröffnung neuer, großer Per­
spektiven für Europa, in die auch Deutschland mehr und mehr einbe­
zogen wurde. In der trübseligen Aussichtslosigkeit jener Jahre mußte 
der Gedanke der Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa unter 
der gemeinsamen Führung von Frankreich und Deutschland auf uns 
Deutsche doppelt faszinierend wirken. Ich glaube, daß dieser Vorschlag, 
den Winston Churchill am 19. September 1946 in Zürich machte, eben 
nicht nur von großer politischer Bedeutung, sondern von noch größerer 
geistig-seelischer Bedeutung für uns Deutsche geworden ist. Ich sehe 
jedenfalls in dieser Eröffnung eines großen und praktischen Ausblicks 
und einer neuen gemeinsamen geschichtlichen Aufgabe das dritte Ele­
ment in der Wandlung unseres nationalen Bewußtseins. Muß man nicht 
angesichts dieses Ereignisses den althergebrachten großdeutschen Ge­
danken als erledigt betrachten? Sicher ist mir folgendes: 

1. Kein Deutscher, der seine fünf Sinne noch beieinander hat, wird noch 
singen wollen: „Das ist des Deutschen Vater land, . . . wo jeder Franz­
mann heißet Feind, wo jeder Deutsche heißet Freund". 

Nicht nur unser politisches Denken, sondern die Wandlung unseres Ge­
fühls macht das einfach ganz unmöglich. 

Und haben wir nicht in den letzten 25 Jahren immer mehr die Erfahrung 
gemacht, daß bei weitem nicht die nationalen Grenzen am schärfsten 
trennen, sondern die ideologischen? Was haben wir gegen das russische 
Volk? Nichts, gar nichts. 

Aber von Ulbricht, dem Unterdrücker, und seinen Gesinnungsgenossen 
diesseits und jenseits der deutschen Grenzen unterscheiden wir uns bis 
ins Mark. 

2. Kein Deutscher, der seine fünf Sinne beieinander hat, wird auch nur 
davon träumen, die außerhalb der deutschen Reichsgrenzen von 1937 
gelegenen deutschsprechenden europäischen Länder oder Landesteile -
am Ende noch mit Zwang - in das Reich „heimzuholen". Die Wandlung 
der Dinge wird völlig klar, wenn wir uns z. B. die Rede vergegen­
wärtigen, die der Reichspräsident Ebert aus Anlaß des 50jährigen Be- 18 



Stehens des Deutschen Reiches am 18. Januar 1921 in Berlin gehalten 
hat. Er sagte: „In ollen schmerzlichen Verlusten, die uns im Krieg und 
Frieden getroffen haben, ist uns fast als einziges das eine große Unglück 
erspart geblieben, daß die deutschen Länder wieder auseinander­
gefallen sind. Sie halten aneinander fest. Darüber wollen wir uns freuen, 
wenn wir auch mit besonderer Trauer an diesem Tage zu deutschen 
Landesteilen hinüberblicken müssen, die gegen ihren Willen von ihrem 
angestammten Lande getrennt sind, und besonders auf das schwer­
leidende Deutsch-Österreich, das mit dem Herzen zu uns strebt, wie wir 
zu ihm. Unsere innere staatliche Einheit weiter zu erhalten und zu 
festigen, muß unser fester Wille sein." In Wien erhoben sich an dem 
gleichen Tage spontan die Abgeordneten des österreichischen National­
rats, als sein Präsident, Dr. Weißkirchner, des Tages mit den Worten 
gedachte: „Wir hoffen zuversichtlich, daß die Zukunft dem deutschen 
Reiche und uns in Deutsch-Österreich die Erfüllung unserer Herzens­
wünsche bringen wird." 

Hätte es einen Sinn, noch einmal zu dieser Melodie zurückzukehren? Ist 
sie nicht verklungen? Dem mag sein, wie ihm wolle. Sicher ist, daß uns 
geboten ist, nicht alten Klängen anheimzufallen, sondern hinzuhören auf 
das, was uns im Brausen der Weltgeschichte h e u t e in den Ohren tönt. 
Und das ist das Lied von der Freiheit in der Welt und im geeinten 
Europa. 

3. Kein Deutscher, der seine fünf Sinne beieinander hat, wird auch nur 
auf die Idee kommen, die Wiederherstellung der deutschen Einheit auch 
innerhalb der Grenzen von 1937 mit anderen als friedlichen Mitteln 
anzustreben. Jedes Wort in der kommunistischen Propaganda Pankows, 
Warschaus, Moskaus und Prags, das das Gegenteil behauptet, ist eine 
Lüge. Daß es zu dieser Einstellung im deutschen Volke kam, dafür hat 
nicht nur die weltpolitische Entwicklung gesorgt, nein, dafür hat vor 
allem die innere Einsicht und die innere Wandlung des deutschen Volkes 
selbst gesorgt und allerdings auch der frei bejahte Gedanke derEinigung 
Europas. 

II. 

Indessen: Je bestimmender die europäische und die atlantische Integra­
tion nach dem Zweiten Weltkrieg geworden ist, desto berechtigter und 
notwendiger ist es, daß wir nicht nur auf ihre große Konzeption, sondern 
auch auf ihre nüchterne Wirklichkeit sehen. Der Honigmond von Straß­
burg ist längst vorbei. Was heute dort getan, versucht und verhandelt 
wird, ist unvergleichlich viel mühsamer als vor zehn Jahren. Die Tage 
sind vorbei, wo Paul Reynaud unter der brausenden Zustimmung des 
Europarates Winston Churchill als künftigen europäischen Verteidigungs­
minister ansprechen, Heinrich von Brentano mit einer Schar Gleich­
gesinnter aus sechs europäischen Ländern den Entwurf einer Euro­
päischen Gemeinschaft ausarbeiten konnte. 

Die Sache der Einigung Europas steckt ohne Zweifel seit Jahr und Tag 
in einer Krise, in einer Krise, in der sich die objektive Widerständigkeit 
des in Jahrhunderten Gewordenen mit den subjektiven Hemmungen 
wechselnder Regierungen verbindet. Die nordatlantische Bündnisgemein-
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päische Wirtschaftsgemeinschaft langsam Gestalt und an der NATO 
wird weitergebaut, gleichgültig, ob ihr Schwergewicht auf den konven­
tionellen oder auf den atomaren Waffen liegt. Dem nüchtern Denkenden 
war ohnehin klar, daß es ein langer, oft bedrohter Prozeß werden würde, 
bis sich auch nur die ersten Umrisse eines realen europäischen Staaten­
bundes, geschweige gar europäischen Bundesstaates aus den Fluten der 
Geschichte heben. 

Es ist ein Irrtum, wenn aus den Krisen, denen die europäische Neugeburt 
unterworfen ist, gefolgert wird, daß sie doch nur eine schillernde Seifen­
blase im Gewölk der Weltpolitik sei. Ich glaube, daß sich in all diesen 
Jahren der Krisen und der Stockungen das Gefühl nicht verloren, son­
dern vertieft hat, daß den freien Völkern Europas schließlich gar keine 
andere Wahl bleibt, als sich eben in der Richtung auf einen engeren und 
dauernden Zusammenschluß weiterzubewegen. Diese Richtung ist nicht 
umkehrbar, weil es objektive weltpolitische Notwendigkeiten sind, die 
uns in Europa und in der freien Welt immer mehr aneinander binden 
werden. Wir in der CDU werden uns schon deshalb nicht einfallen lassen, 
eine andere Politik zu machen als die der Bündnistreue und Integrations­
bereitschaft. Aber ein anderes kommt hinzu. Haben wir nicht erfahren, 
daß die Bedeutung dieser Politik gar nicht nur in dem liegt, was sichtbar 
erreicht wurde und organisatorisch-politisch funktioniert, sondern min­
destens ebenso sehr in dem neuen politischen und menschlichen Klima, 
das sie im freien Teil Europas schuf? Dieses Klima ist von grundlegender 
Bedeutung für alle konstruktive Politik. In Deutschland und für Deutsch­
land aber ist es einfach von menschlich rettender Kraft und Bedeutung, 
denn in ihm ist das zarte Pflänzlein der Versöhnung gewachsen. 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands hat lange, vielleicht zu 
lange gebraucht, um sich zu der leidlichen Bejahung der europäischen 
und der atlantischen Integrationspolitik durchzuringen. Führende Köpfe 
der FDP widersprechen ihr noch immer mit Leidenschaft. Sie glauben, 
daß über dieser Integration Europas die vorrangige Integration der 
Nation vertan werde. Der großdeutsche Gedanke spielt dabei natürlich 
keine Rolle mehr. Gemeint ist vielmehr die Wiederherstellung Deutsch­
lands möglichst in den Grenzen von 1937, mindestens aber die Wieder­
vereinigung soll heißen: Zusammenfassung der Bundesrepublik und der 
Ostzone im freiheitlich und rechtsstaatlich gestalteten Verband des 
Deutschen Reiches. 

Es ist ein Fortschritt in der Klärung unseres Staatsbewußtseins, daß sich 
die Erkenntnis fast stillschweigend durchgesetzt hat, daß das Deutsche 
Reich in der Katastrophe von 1945 nicht untergegangen ist. Mit dieser 
Feststellung verbinden wir in der CDU keine ehrgeizigen oder un­
berechtigten Ansprüche. Wir widersetzen uns jedem Versuch, der auf die 
Wiederholung alter deutscher Großmacht- und Hegemonialpolitik hin­
auslaufen könnte. Unser Bekenntnis zum Deutschen Reich ist vielmehr 
ein Ja zur geschichtlichen Kontinuität und zur Rechtsgemeinschaft des 
deutschen Volkes. Wir sagen damit, daß wir uns mit unserer wieder­
erlangten Freiheit in der Bundesrepublik erstens jeden Tag von neuem 
den 17 Millionen Deutschen hinter dem Eisernen Vorhang verpflichtet 
wissen; 20 



zweitens, daß wir es für unbillig halten, daß vornehmlich diese Minder­
heit hinter dem Eisernen Vorhang die uns ollen in gleicher Weise auf­
erlegte Geschichtslast zu tragen hat; 

drittens, daß dos deutsche Volk nicht nur dos Recht, sondern auch die 
Pflicht hat, seine geschichtliche Verantwortung und seine zukünftige Auf­
gabe gemeinsam zu tragen und zu meistern; 

und viertens, daß wir allerdings der Überzeugung sind, daß die Einigung 
Europas nicht durch die Parzellierung seiner Länder und die Desinte­
gration seiner Nationen gefördert wird. Denn auch das geeinte Europa 
soll ja schließlich nicht eine strukturlose egalitäre Masse darstellen, son­
dern eine Einheit in der Mannigfaltigkeit nationaler Individualitäten. Sie 
kommen mit ihrer je eigenen Geschichte, mit ihren volkhaften Besonder­
heiten und ihrem ausgeprägten nationalen Profil. Diese ihre Prägung, 
ihre Sprache, ihre Kultur und Geschichte sollen sie auch in der Einigung 
Europas behalten. Denn diese Einheit soll nicht ein Kunststoffsuperstaat 
der Zukunft sein, sondern die Frucht einer langen Geschichte und alten 
Kultur, gebildet von verschiedenartigen Völkern mit lebendiger Seele 
und wachem Geist. 

Die Frage, der wir uns in den vergangenen zwölf Jahren Adenauerscher 
Politik gegenübersahen, bezog sich denn auch gar nicht darauf, ob unter 
dem Aspekt der europäischen Integration die nationale Reintegration 
Deutschlands statthaft sei oder nicht. Gewiß, es gab auch da interessante 
Nuancen und Entwicklungen. Der amerikanische Außenminister Byrnes 
sagte schon 1946 in Stuttgart, die Zonengrenzen dürften nicht zu einer 
wirtschaftlichen und politischen Zerstückelung Deutschlands führen. 
Churchill meinte 14 Tage später, daß die alten Staaten und Fürstentümer 
Deutschlands zwar in einem Föderationssystem frei vereint werden, in 
den Vereinigten Staaten von Europa aber jeder für sich ihren Platz ein­
nehmen sollten. Bidault, der französische Außenminister, hatte es am 
wenigsten leicht, mit dem Gespenste Richelieus fertig zu werden. Für die 
Schaffung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes war er nicht zu haben, 
und auf der Moskauer Viermächte-Konferenz im Frühjahr 1947 verlangte 
er die durchgreifende Dezentralisierung Deutschlands. Eine deutsche 
Bundesregierung sollte nur ein Mindestmaß an Kompetenzen haben. Das 
Bundesparlament sollte nur aus Ländervertretungen - also einem 
Bundesrat — bestehen. Vergleicht man damit, was schließlich im Grund­
gesetz herausgekommen ist, so kann man - trotz des Artikels 30, der die 
staatliche Gewalt den Ländern zuschreibt und den Bund nicht einmal 
erwähnt — doch nicht leugnen, daß die Integration Deutschlands wenig­
stens in den drei Westzonen Fortschritte gemacht hat. 

Nicht zu bestreiten ist ferner, daß Frankreich unter Robert Schuman und 
seinen Nachfolgern eine Politik gemacht hat, die den deutschen An­
spruch auf die Wiedervereinigung Deutschlands unterstützt und ihn auch 
vertraglich anerkannt hat. Im Artikel 7 des ersten Deutschland-Vertrags 
vom 26. Mai 1952 heißt es bereits, daß die Bundesrepublik und die drei 
Westmächte „zusammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemein­
sames Ziel zu verwirklichen; ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine 
freiheitliche demokratische Verfassung ähnlich wie die Bundesrepublik 
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Damit war das Wunschbild unserer Politik umrissen. Wir wissen, daß es 
sich von Anfang an den Vorwurf gefallen lassen mußte, daß es un­
realistisch sei, ja, daß es die Wiedervereinigung Deutschlands bewußt 
einem Klein-Europa „von Bonn bis Rom" — wie kürzlich wieder einmal 
gesagt worden ist - opfere. Man verschrie uns als „Karolinger", und der 
und jener gab uns ohne Federlesens die Schuld an der weiterbestehen­
den Teilung und der fortschreitenden Verelendung und Versklavung der 
Zone. Zur Stütze dieser Verleumdung wurde die Legende von der zeit­
weiligen Bereitschaft des Kremls zur Wiedervereinigung herangezogen. 
In Wirklichkeit dachte der Kreml wahrscheinlich zu keiner Zeit ernsthaft 
daran, die Zone aus den Klauen zu lassen, es sei denn, wir hätten uns 
zu einer Politik der Schwäche verleiten lassen, die ganz Deutschland über 
kurz oder lang zum willfährigen Objekt des Kremls gemacht hätte. Daß 
wir uns diesem Verlangen widersetzten, kann uns gerechterweise nie­
mand zum Vorwurf machen. Eher ließe sich der Verdacht hören, daß wir 
mit unserer Integrationspolitik nur aus der Not eine Tugend machten. 
Ich glaube, daß sich dagegen auch heute nicht viel anderes sagen läßt 
als das, was ich in meiner Rede auf unserem letzten Kölner Parteitag 
1954 zu sagen versuchte. Ich sagte damals, daß sich unsere Politik erstens 
der Freiheit, zweitens dem Frieden und drittens der Einheit verpflichtet 
wissen müsse. Ein Jahr später hat der Marburger Historiker Ludwig Dehio 
in einem glänzenden Essay dieselbe Wertordnung zum Ausgangspunkt 
einer politischen Überlegung gemacht, mit der wir völlig übereinstimmen. 
Im übrigen aber wurde damals nicht überall spontan erfaßt, daß diese 
Rangordnung der Werte unserer Politik keine unziemliche Hintanstellung 
unseres nationalen Einheitsverlangens ist, sondern es nur unter einer für 
die Freiheit und damit für ganz Deutschland tragbaren Bedingung ver­
wirklichen wil l . Daß uns eine so grundsätzlich orientierte Politik in die 
Gemeinschaft der freien Welt führen mußte, bedarf gar keines weiteren 
Wortes. 

Zusammenfassend: 

1. Unsere, das heißt genauer die von dem Bundeskanzler Konrad 
Adenauer nach Artikel 65 des Grundgesetzes bestimmte Politik 
war in den vergangenen zwölf Jahren bewußt und gewollt Inte­
grationspolitik. Sie war es nicht der Not, sondern der freien Ein­
sicht gehorchend. Sie war es, weil wir weder in Deutschland noch 
sonstwo in der Welt in dem souveränen Nationalstaat länger das 
Ziel und den letzten Sinn der Weltgeschichte zu sehen vermögen. 

2. Unsere, das heißt die vom Bundeskanzler bestimmte und von 
uns aus freier Einsicht getragene Politik war dennoch eine vater­
ländische Politik. Sie zog die Konsequenzen aus der Tatsache, daß 
Deutschland im Alleingang sich kaum selber behaupten, ge­
schweige seine Wiederherstellung zu betreiben vermag. Auch 
unsere Integrationspolitik meint zu jeder Zeit das ganze Deutsch­
land in Freiheit und in gesichertem Frieden mit der Welt. In 
diesem Sinne können wir auch heute noch mit Ernst Moritz Arndt 
sagen: „Das ganze Deutschland soll es sein!" 22 



III. 

Je stabiler unsere staatliche und wirtschaftliche Existenz wurde, desto 
mehr traten auch die Fragen der Gesellschafts- und Kulturpolitik in den 
Mittelpunkt der Diskussion. Daß sie von großer Bedeutung für die Ent-

. Wicklung unseres nationalen Lebens und für die innere Beschaffenheit 
unseres Landes sind, bedarf keiner langen Begründung. Daß die Kultur­
politik erst anfängt, die Bundespartei im ganzen zu beschäftigen, kann 
nicht in Abrede gestellt werden. Der Kulturparteitag in Gelsenkirchen 
hat indessen über die Wissenschaft hinaus einige Aspekte der deutschen 
Kulturpolitik auf die Ebene der Bundespartei gebracht. Das Bedürfnis 
danach wurde in Gelsenkirchen von allen Seiten anerkannt, auch wenn 
es vielleicht nicht überall ohne Bedenken geschah. 

Inzwischen hat ein bemerkenswertes Karlsruher Urteil und eine noch 
viel bemerkenswertere Urteilsbegründung die öffentliche Auseinander­
setzung sehr belebt, ihr aber auch eine Richtung gegeben, mit der sich 
die CDU beschäftigen muß. Man könnte das Urteil von Karlsruhe dabe? 
auf sich beruhen lassen und statt seiner einige Reden, die kürzlich in Mainz 
gehalten wurden, zum Gegenstand der Diskussion machen. Ich bin der 
Meinung, daß dies auch geschehen sollte, aber ich bin nicht dafür, daß 
es auf diesem Parteitag geschieht. Die Fragen, die dabei verhandelt 
werden müssen, sind eben nicht nur kulturpolitische Fragen, sondern 
es sind Fragen nach dem Sinn und Wesen des deutschen Föderalismus 
heute. Wir leben in einer Zeit, die haltbare Dämme gegen den struktur­
losen, individualitätsfeindlichen Massenstaat braucht; in der aber auch 
die Bedeutung und die Lebendigkeit der Nationalkultur für die innere 
Orientierung und den geistig-seelischen Zusammenhalt unseres Volkes 
über den Eisernen Vorhang hinweg von kaum überschätzbarer Bedeu­
tung sind. 

Selbstverständlich hat das Thema dieser Rede auch einen höchst aktu­
ellen Bezug zu diesen Fragen. Ich muß mich hier jedoch mit der Fest­
stellung begnügen, daß die Begründung der Bundesrepublik im 
Jahre 1949 nicht in einem Nullpunkt der geschichtlichen oder staatlichen 
Existenz des deutschen Volkes erfolgt ist, sondern daß es sich um die 
einstweilige Reorganisation eines Teiles des Reiches gehandelt hat. Des­
halb ist auch nicht so etwas wie ein neues Deutschland oder gar Vater­
land durch einen Bündnispakt der Länder geschaffen worden. Schon die 
Präambel und der Schlußartikel des Grundgesetzes schließen eine solche 
Mißdeutung aus, erst recht aber der geschichtliche Zusammenhang unse­
res Volkes. Er macht die Fragen unserer bundesstaatlichen Ordnung nicht 
zur Bagatelle, aber er erinnert uns daran, daß es schließlich noch ganz 
andere Kräfte und Realitäten sind, die unser volkhaftes Dasein bestim­
men. Wir haben unser Land und unseren Staat - ob geteilt oder geeint -
immer nur mit seiner Geschichte. In einer Zeit, in der Kaisers Geburts­
tag, Reichsgründungsfeier und Sedansfesttag den Gang der Nation durch 
das Jahr begleiteten, da war das vielleicht ein ganz erhebendes Gefühl. 
Aber bei uns? Heute? In unseren Tagen fürchten sich viele Deutsche, in 
die Zeitung zu sehen, weil sie erschauern bei dem Gedanken an die 
Eichmann-Berichte. Das Blut, das aus der Erde drückt, die Schreie, die 
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Gestoßenen -• wer begreift eigentlich nicht, daß darüber die Geschichte 
eines Volkes zur Qual wird? Gewiß: es ist uns eine Hilfe zu wissen, 
daß das gerecht wägende Urteil dos Wort von der Kollektivschuld des 
deutschen Volkes verworfen hat. Aber auch das kann uns nicht aus der 
kollektiven Haftung entlassen, in die uns der Schuld- und Schicksals­
zusammenhang der deutschen Geschichte gestellt hat. Was hilft es, daß 
die große Mehrheit nichts davon gewußt hat, was ein Eichmann tat? 
Was hilft es, wenn man uns versichert, daß nicht das deutsche Volk dort 
hinter dem kugelsicheren Glaskasten auf der Anklagebank sitze? Wir 
fühlen, wie und was es uns dennoch angeht. Eine Stunde bevor er am 
8. August 1944 am Galgen von Plötzensee starb, tröstete der untadelige 
Edelmann Peter Yorck von Wartenburg seine Mutter damit, daß er als ein 
Sühneopfer für die Untaten, die im Namen Deutschlands begangen wor­
den seien, zu sterben bereit sei. Andere Untadelige taten es ihm nach -
und so mischten sich noch in den grauenhaften Stunden der deutschen 
Geschichte Schuld und Größe, höllischer Frevel und heiliges Opfer. 

Aber eine Rechnung, die aufgeht, gibt das alles nicht. Auch dann nicht, 
wenn man Dresden und die Vertriebenen dazunimmt. Wos Wunder, 
wenn bei uns der Unmut, ja, der Verdruß an der Geschichte keine Selten­
heit isfl Was Wunder, daß sie so oft als Ballast empfunden und deshalb 
mit ihren Tiefen und Untaten, aber auch mit ihren Höhen und Groß­
taten zugleich verworfen wird! Damit aber bringt man sich um das 
Vaterland. Denn Vaterland heißt eben nicht nur Heimatboden, vertraute 
Landschaft, sondern es heißt Lebensgemeinschaft, Zusammenhang mit 
vergangenen und künftigen Geschlechtern. Vaterland heißt, auch in 
den Epochen der globalen technischen Zivilisation, dem Land und Volk, 
dem man angehört, eben nicht nur physisch und rational, sondern mit 
Herz und Gewissen willentlich verbunden sein. Wer meint, daß das 
Lyrik sei, die ihn nichts angehe, der hat keine Ahnung von der Bedeu­
tung seines Ursprungs für sein eigenes Werden, und er weiß wahrschein­
lich auch nichts davon, daß die gesicherte eigene Existenz noch nicht 
das Ziel seiner menschlichen Bestimmung ist. Vereinzelung, Verödung, 
Langeweile sind die Folgen. Auch der moderne Staat muß, wenn er 
menschlich sein soll, mehr sein als ein Ausgleich der Interessen, auch in 
ihm muß - um es kurz zu sagen - eine Seele hausen. 

Was ist denn Staatsbewußtsein ohne ein genügendes Geschichtsbewußt­
sein? Was würde denn aus dem Einheitsverlangen der Deutschen, wenn 
die formende, die gewissenbewegende Kraft ihres geschichtlichen Be­
wußtseins versiegen und ihre Nationalkultur auf das Stammesbewußt­
sein reduziert würde. Finis Germaniae, das Ende Deutschlands auch ohne 
äußere Kotostrophe. 

Ich weiß, daß ich manchem damit einiges zumute. Einerseits Verzicht 
auf alte Träume und Absage an alte Vermächtnisse des nationalen Be­
wußtseins. Andererseits keine Preisgabe, sondern kritische Übernahme 
unserer nationalen Geschichte. Einerseits Bewahrung unserer nationalen 
Kultur und Verteidigung der deutschen Einheit, andererseits Aufbruch 
aus dem baufällig gewordenen nationalen Souveränitätsstaat in die 
neuen, großräumigen Lebensgemeinschaften der europäischen und 
atlantischen Welt. Diese Schwierigkelten des Weitergehens und Bewah- 24 



rens können keinem nachdenklichen Deufschen erspart werden. Es sind 
nur scheinbare Widersprüche. In Wahrheit sind sie ein Ausdruck der 
Tatsache, daß unser nationalgeschichtliches Denken immer stärker vom 
weltgeschichtlichen Denken überhöht und überformt wird. Die National­
geschichte hört damit nicht auf, aber sie erscheint weit mehr als zuvor im 
großen Dialog der Weltgeschichte. Auf ein klares, auf ein geläutertes 
und von der deutschen Jugend frei übernommenes Geschichtsbewußtsein 
können wir dabei nicht verzichten. Denn auch in der engen Gemeinschaft 
der europäischen Völker sollten wir dem treu bleiben, was Gott uns 
gegeben hat, und das ehren, was andere haben. 

Wir in der Christlich Demokratischen Union haben in diesen zwölf 
Jahren versucht, eine gewissenhaft verantwortete deutsche Politik zu 
machen. Wir glauben, daß wir damit vor Deutschland und der Welt 
bestehen können. Dennoch müssen wir alle begreifen - und die deutsche 
Jugend muß es sich jeden Tag von neuem sagen - , daß aus der retten­
den Gemeinschoft der europäischen Völker und der atlantischen Welt 
schließlich nur dann etwas werden kann, wenn man nicht nur auf das 
Vergessen der Völker, sondern auf die zwischen ihnen wirksame Kraft 
der Versöhnung hoffen darf. 

Wir Deutsche haben Anlaß zur Dankbarkeit, weil wir davon etwas 
erfahren haben. Die Christlich Demokratische Union ist gesonnen, mit 
allen Gutwilligen in dieser Gesinnung diesseits und jenseits der deut­
schen (jrenzen weiter zusammenzustehen; denn wir wollen, daß ganz 
Deutschland wieder ehrenhaft zusammenleben kann mit denen in der 
Welt, die zur Freiheit entschlossen sind. Das ist des Deutschen Vaterland! 

(Starker anhaltender Beifall.) 

Präsident Johnen: 

Meine lieben Parteifreunde! Ich darf nochmals in Ihrem Auftrag und in 
Ihrem Namen dem Parteifreund Herrn Dr. Gerstenmaier für seine Aus­
führungen herzlich danken. (Lebhafter Beifall.) Ich kann uns allen nur 
empfehlen, dieses Referat noch einmal in einer stillen Stunde gut nach­
zulesen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende unserer ersten Eröffnungs­
tagung angelangt. Anregungen, jetzt noch anders zu beraten, kann ich 
leider nicht Folge leisten, da noch Arbeitsgemeinschaften und -gruppen 
der CDU für diesen Spätnachmittag verpflichtet sind. 

Ich werde gebeten, noch bekanntzugeben, daß im Anschluß an die Ple­
narsitzung Zusammenkünfte stattfinden: 

Exil-CDU: Köln-Deutz, Bahnhofsrestaurant I. Klasse. 
Oder-Neiße- und Vertriebenen-Ausschuß: Hotel Engelbert, Ober­
maaspforten 3. 

Darf ich dann bitten, daß der sogenannte Neuner-Ausschuß des Landes­
verbandes Nordrhein im Konferenzzimmer Nr. 5 zusammenkommt. 

Meine Damen und Herren! Darf ich Sie bitten, morgen früh um 9 Uhr 
25 pünktlich zur Plenarsitzung zu erscheinen. (Unruhe.) 



Darf ich noch einen Augenblick um Ruhe bitten. 

Es wäre unschön, wenn morgen früh die Darlegungen unseres Ersten 
ßundesparteivorsitzenden Adenauer dadurch gestört würden, daß viele 
zu spät kommen. Nehmen Sie jetzt schon zur Kenntnis, daß die Plenar­
sitzung punkt 9 Uhr eröffnet wird. 

Meine Damen und Herren! Ich danke Ihnen. 
Ich schließe die heutige Eröffnungssitzung. 

(Schluß der Sitzung um 16.56 Uhr) 
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Zweiter Tag: Dienstag, 25. April 1961 

1. Plenarsitzung 
Beginn 9.15 Uhr 

Präsident Albers: 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne hiermit die Sitzung des Plenums 
und heiße Sie alle recht herzlich willkommen. Zu den gestern von unse­
rem Präsidenten Johnen begrüßten Gästen sind weitere liebe Freunde 
gekommen. Wir werden ihnen die Möglichkeit geben, heute und morgen 
Begrüßungsansprachen zu halten. 

Zur Geschäftsordnung möchte ich dos Wort erteilen 

Präsident Johnen: 

Meine Damen und Herren! Während der Rede des Herrn Bundeskanzlers 
bleiben die Scheinwerfer aus. Damit jedoch das Wertvolle, das der Herr 
Bundeskanzler sagen wird, auch im Fernsehen übertragen werden kann, 
ist der Herr Bundeskanzler damit einverstanden, daß die ersten vier 
Minuten im Scheinwerferlicht gesprochen werden. Dann werden die 
Scheinwerfer ausgemacht, und es kann dann jeder zuhören. 

Präsident Albers: 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen nochmals allen ein recht herz­
liches Wort der Begrüßung sagen. Ganz besonders darf ich aber den 
Herrn Bundesparteivorsitzenden und Bundeskanzler Dr. Konrad Aden­
auer begrüßen. (Lebhafter Beifall.) 

Ehe der Herr Bundeskanzler spricht, werden noch einige Begrüßungs­
ansprachen von unseren Freunden aus England und Belgien gehalten. 
Ich bitte, daß für die Konservative Partei Englands das Wort nimmt 

Frau Emmet: 

Meine Domen und Herren! Als Vorsitzende des Außenbüros unserer 
Partei überbringe ich, zusammen mit meinem Vertreter, Herrn Ridsdale, 
herzliche Grüße aus Großbritannien. Es freut uns beide außerordentlich, 
wieder für zwei Tage Ihrem Parteitag beiwohnen zu können, und wir 
danken Ihnen für die freundschaftliche Einladung. 

In vierzehn Tagen kommt eine Delegation von CDU/CSU-Abgeordneten, 
von denen zwei schon alte Freunde sind. Ich schätze solche persönlichen 
Kontakte; ganz sicher helfen sie, Mißverständnisse zu klären und zu be­
seitigen. Es gibt augenblicklich ein sehr gutes Verhältnis zwischen unse­
ren Ländern. (Beifall.) 

Dieses Verhältnis ist sehr vertieft worden infolge der Begegnung im 
vorigen Jahr zwischen Ihrem Herrn Bundeskanzler und unserem Premier­
minister. Aber wir müssen diese Brücke noch fester bauen. Neuerdings 
hat die Presse so viele andere Nachrichten zu diskutieren, daß sie unsere 
Beziehungen in Ruhe gelassen hat. Hoffentlich dauert das weiter an. 
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Ich werde über die Sechs und die Acht nicht sprechen; man hat ja schon 
sehr viel dorüber geredet. Jetzt muß man etwas tun, aber es darf nicht 
einseitig sein. 

In der großen Welt geht es aber nicht so gut. Es sind da Schatten im 
Osten, im Süden und im Westen, und zwar große und starke Schatten. 
Doch darf man nicht vergessen, daß da, wo Schatten sind, auch die 
Sonne ist. Je stärker die Schatten sind, desto stärker ist auch die Sonne. 
(Beifall.) 

Hier in der Bundesrepublik sind kleine Wahlwölkchen. In einem Wahl­
jahr ist das ganz natürlich. Ich hoffe persönlich, daß im Herbst von hier 
eine schöne, warme Sonne in unserer freien Welt strahlt. Der Kampf 
um die Freiheit geht immer weiter, ob auf militärischer oder auf wirt­
schaftlicher Seite. Der größte Kampf jedoch gilt der Seele der Men­
schen. Und wenn das christlich unterstützt wird, so müssen wir gewinnen. 
Ich danke nochmals, Herr Präsident, daß ich Ihnen diese paar Worte 
sagen durfte. (Lebhafter Beifall.) 

Präsidenf Albers: 

Ich danke Ihnen, Frau Emmet, daß Sie für die Konservative Partei Eng­
lands diese herzlichen Worte an uns gerichtet haben. Ich handle wohl 
im Auftrage des Parteitages, wenn ich Sie bitte, der Konservativen Partei 
Englands die herzlichen Grüße dieses Parteitages zu übermitteln. (Beifall.) 

Ich darf nunmehr das Wort erteilen dem Vorsitzenden der Christlich 
Demokratischen Fraktion des Europäischen Porlaments und dem Beauf­
tragten der Christlich Sozialen Volkspartei Belgiens, Herrn 

Senator Viktor Lemanns: 

Herr Bundeskanzler! Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Präsident der Christlich Demokratischen Fraktion des Europaparlaments, 
Monsieur Alvin Poher, und das Präsidium der Christlichen Volkspartei 
Belgiens hoben mich gebeten, den Parteitag der CDU herzlich zu grüßen 
und Ihnen die besten Wünsche für die Bundestagswahl auszusprechen. 
(Beifall.) 

Die Christlich Demokratische Fraktion des Europaparlaments gedenkt 
mit größter Dankbarkeit der positiven Arbeit, die von den CDU-Dele­
gierten sowohl in der Fraktion als auch in den Kommissionen und Im 
Plenum des Parlaments in Straßburg geleistet wird. Ihre Vertreter sind 
immer da, Herr Präsident, und das allein schon ist ein Plus für einen 
Parlamentarier. Unsere Fraktion spricht ihre Freude darüber aus, daß 
Herr Hans Furier durch seine Würde, seine Objektivität, seine systema­
tische Arbeit und seine Geduld das Funktionieren des Europaparlaments 
zu verbessern sucht, was bei der vorhandenen negativen Haltung gegen­
über dem Parlamentarismus und bei dem nicht immer klaren Europa-
profil keine leichte Aufgabe ist. (Beifall.) 28 



In den Spuren des Herrn Bundeskanzlers wandelnd sind die CDU-Dele­
gierten immer da, um festzuhalten an der Aufgabe „Europa", insbeson­
dere dann, wenn die nationalen Regierungen die Orientierung ihrer 
Finanz- und Wirtschaftspolitik auf Europa hin etwas zu kurz kommen 
lassen. Es war uns immer eine Freude, mit den CDU-Delegierten in 
gleichem Tritt gehen zu können bei den umstrittenen Fragen einer euro­
päischen Landwirtschaftspolitik, einer gemeinsamen Energiepolitik der 
Sechs und bei dem Suchen nach Kriterien und Methoden einer europä­
ischen Haltung dem Wettbewerb gegenüber. 

Wir haben das Vertrauen, daß wir im gleichen europäischen Sinne dem­
nächst Antworten werden geben können auf die Vorschläge zur Auf­
nahme Großbritanniens in den Gemeinsamen Markt (Beifall.) und daß 
von der Bundesrepublik aus Initiativen zum Ausbau einer europäischen 
monetären Politik ergriffen werden, einem angemessenen Mittel zur Ent­
giftung von Überspannungen hier und Depressionen dort. Es lag wohl 
in der gemeinsamen Linie derjenigen, die uns das Leitbild des politisch 
geeinten Europas vorgezeichnet haben und die diese Hoffnung nie fallen 
ließen, wenn Sie mit unserer gesamten Fraktion eine fortschreitende 
gemeinsame Wirtschaftspolitik unterstützt haben. Nur so kann das tra­
gende Klima geschaffen werden, indem die Sonne eines politisch geein­
ten Europas aufgeht. Das ist die Aufgabe, die auch zur inneren Aus­
geglichenheit der atlantischen Gemeinschaft unentbehrlich ist. Sie stellt 
eine fundamentale Bedingung eines eigenen Raumes für die freie Welt 
dar. 

In den Tagen, an denen wir gerade durch die Ereignisse in Algerien an 
die Tatsache erinnert werden, daß das Festhalten an der Vergangenheit 
mit ihren überlebten Formen eine unübersehbare Bedrohung für die 
Menschheit bedeutet, fühlen wir tiefer unsere Verbundenheit mit der 
Europapolitik Adenauer-de Gaulle, die uns von jeder Machtpolitik im 
alten Sinne befreit hat. (Beifall.) Die atlantische Verbundenheit, die Ein­
heit der Sechs, die schöpferische Freundschaft Adenauer-de Gaulle sind 
hochpolitische Werte von solcher Bedeutung, daß wir alles dransetzen 
müssen, unsere Differenzen in wirtschaftlicher und finanzpolitischer Hin­
sicht abzustimmen, und zwar auf diese dominierenden Notwendigkeiten 
hin. 

Als Vertreter der Christlichen Volkspartei Belgiens, die in den harten 
Zeiten der Kongo-Tragödie die Hauptlast der Regierung zu tragen hatte, 
als Bürger dieses kleinen Landes, das von einer orchestralen Weltpropa­
ganda ununterbrochen der schwersten Verbrechen an der Menschlich­
keit beschuldigt wurde, ist es uns ein Bedürfnis, zu sagen, wie sehr wir 
von dem Verständnis betroffen sind, das die CDU, die Bundesregierung 
und das gesamte deutsche Volk gezeigt haben, als die Ukase von Haß, 
politischer Zersetzung und Erniedrigung auf uns losgelassen wurden. 
(Beifall.) Mit ein paar anderen Freunden haben Sie unsere Vereinsamung 
aufgehoben und Vernunft und Freundschaft gelten lassen. (Beifall.) 

Liebe Freunde der Christlich Demokratischen Union, zu der Zeit, als 
das deutsche Volk Ihnen in der Bundesrepublik die Verantwortung über-
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ober einem Abgrund. Im Jahre 1961 können Sie Ihren Wahlkampf im 
Zeichen anfangen: „Setzt nichts aufs Spiel". Diese Strategie des Wahl­
kampfes ebenso wie das taktische Abrücken der SPD von ihrem Doktri­
narismus sagt mehr über Ihren Erfolg und über den Wert Ihrer Politik 
als viele Statistiken. Ohne Ihren Erfolg könnte man in Europa nicht mehr 
mit Stolz von einer christlich demokratischen Politik sprechen; vielleicht 
würde dann auch die Politik Europas nicht die Chancen haben, die ihr 
jetzt gegeben sind. (Beifall.) Keine christlich demokrotische Partei in 
Europa ist in dem Maße unsere Hoffnung und unser Stolz wie die CDU. 
Ihr Wahlerfolg hat eine europäische Bedeutung und eine symbolische 
Kraft. (Beifall.) 

Herr Bundeskanzler, viele bedeutende Männer haben Ihnen Lob gezollt; 
Ihre Erfolge sind sehr groß. Ihr Können, Ihre Meisterschaft in der Über­
windung von Schwierigkeiten sind so groß, das Vertrauen Ihres Volkes, 
da Sie seine Sicherheit und sein Wohlergehen verkörpern, ist so groß, 
daß meine Stimme nichts mehr hinzufügen kann zu dem schon vollende­
ten Chor von Meistersängern. 

Mehr als zehn Jahre hindurch haben Sie eine wachsende Zustimmung 
gefunden für die Politik Ihrer Idee. Zuversichtlich haben Sie für den Sieg 
dieser Politik gerungen durch kleine Tagesarbeit, die klare Linie zu 
halten in einem wechselvollen Zeitgeschehen, durch eine seltene Gabe 
der Unterscheidung mit Härte, mit Humor und Witz. Ich hoffe sehr, daß 
dieser Parteitag einen vollen Erfolg fmden wird in einem erneuten Wahl­
sieg der Christlich Demokratischen Union. 

(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Albers: 

Herr Senator Lemanns, ich danke Ihnen im Namen des Parteitages für 
diese Worte, aber auch für die Verpflichtungen, die uns jetzt in den 
nächsten Wochen und Monaten erwachsen. Ihre Hinweise, daß gerade 
die Christlich Demokratische Union Deutschlands und die CSU gemein­
sam europäisches Schicksal entscheiden müssen, soll für uns Verpflich­
tung sein, mehr als wie beabsichtigt, bei dieser Wahl unsere Aufgabe zu 
erfüllen. (Beifall.) 

Keine weiteren Worte meinerseits mehr. 

Jetzt bitte ich den Herrn Bundeskanzler und Bundesparteivorsitzenden, 
uns die Ehre des Wortes zu schenken: 
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Der Weg der CDU/CSU 

Bundeskanzler und Bundesparteivorsitzender 
Dr. Konrad Adenauer: 

(Von langanhaltendem Beifall empfangen.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Parteifreunde! 
Ein Bundesparteitag, der wenige Monate vor einer Bundeswahl statt­
findet, erhält naturgemäß einen besonderen Charakter und eine be­
sondere Bedeutung durch die Nähe der Wahl. Am 17. September dieses 
Jahres ist, wie Sie wissen, die Bundestagswahl, also nicht ganz fünf 
Monate von heute an gerechnet. Das Programm dieses Bundespartei­
tages ist deshalb schon im Hinblicl< auf diese Bundestagswahl zusammen­
gestellt. Es ist'so zusammengestellt, daß die wesentlichen Gebiete un­
serer Tätigkeit Gegenstand der Vorträge und, wie ich sehr hoffe, auch 
der Diskussionen bilden. Jeder, vor allem aber unsere Parteifreunde, 
auch die Parteifreunde im Lande, sollen miterleben, welchen Problemen 
unsere Arbeit besonders galt und mit welchen Gesichtspunkten wir an 
sie herangegangen sind und wie wir sie in Zukunft behandelt sehen 
wollen. 

Ein Bundesparteitag wird aber auch ebenso beeinflußt durch die poli­
tische Atmosphäre der Tage, an denen er stattfindet. Er soll ja vom poli­
tischen Leben der Gegenwart erfüllt sein. Trotzdem Herr von Brentano 
über das Thema „Deutschland - Teil der freien Welt" sprechen wird, 
möchte ich Ihnen im Anschluß an die Vorgänge der letzten Zeit Ausfüh­
rungen über die heutige außenpolitische Situation machen. Ich werde 
nicht über die innenpolitischen Aufgaben und Probleme sprechen, weil 
diese in den kommenden Reden heute morgen ausführlich behandelt 
werden und ich nicht so viel Zeit für mich in Anspruch nehmen wil l . 

Lassen Sie mich zunächst ein Wort zu den in Frankreich entstandenen 
Schwierigkeiten sagen. Ich habe gestern an Staatspräsident de Gaulle 
ein Telegramm geschickt. Frankreich ist ein besonders wichtiges euro­
päisches Land, beteiligt an der europäischen Integration, unser Nachbar 
und unser Freund. Wir wünschen und wir hoffen, daß die dort entstan­
denen Schwierigkeiten möglichst bald überwunden werden. (Beifall.) 

Lassen Sie mich ein Wort zu Laos und zu Kuba sagen. Die Lage in Kuba 
ist ernst, ernster als in Laos. Wie dieser Gefahrenherd für den Welt­
frieden aus der Welt geschafft werden kann, ist noch nicht zu erkennen. 
Diese beiden Komplikationen, die ich eben genannt habe, leiten sich her 
aus der Spannung zwischen Sowjetrußland und den Vereinigten Staaten 
oder, noch besser ausgedrückt, aus der großen Spannung zwischen 
Osten und Westen, zwischen dem kommunistischen Block und dem Block 
der freien Völker der Welt, zu dem wir gehören. Wie diese akuten 
außenpolitischen Spannungen sich entwickeln werden, ist, wie ich sagte, 
zur Zeit schwer zu erkennen. Wir können nur hoffen, daß Beruhigung 
eintritt. Aber, meine lieben Parteifreunde, die Tatsache, daß solche 
Zuspitzungen der Lage plötzlich auftreten können, zeigt doch, wie kri­
tisch, ja wie gefährlich die ganze Situation in der Welt ist und daß alles 
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kommen. Diese allgemeine Spannung wird nur gemildert werden, wenn 
die freien Völker des Westens einig, geschlossen und stark sind. (Beifall.) 

Es wird, wie ich hoffe, eines Tages sich doch die Möglichkeit ergeben, 
mit Sowjetrußland zu verhandeln. Diese Möglichkeit wird sich aber nur 
dann ergeben, wenn der Westen so stark, so geschlossen und so einig ist, 
daß Sowjetrußland erkennt, daß es nicht damit rechnen kann, daß im 
Laufe der Zeit der Westen in seinen Anstrengungen erlahmt und aus­
einanderfällt. Die Vereinigten Staaten sind, wie Sie wissen, unter den 
freien Völkern die stärkste Macht. Wie Ihnen bekannt ist, war ich vor 
kurzem einige Tage in Washington und habe mehrere längere Ge­
spräche mit Präsident Kennedy und seinen engsten Mitarbeitern gehabt. 
Ich empfehle Ihnen, das über diese Unterredungen herausgegebene Ab­
schlußkommunique sorgfältig zu lesen. Es enthält Hinweise auf die ge­
meinsame Politik der Vereinigten Staaten mit den europäischen Ländern, 
insbesondere auch mit Deutschland, Hinweise, die sehr klar und sehr 
deutlich und für uns alle sehr beruhigend sind. 

In unserem Gespräch hat Präsident Kennedy erklärt, daß eine verstärkte 
politische Zusammenarbeit in der NATO unentbehrlich ist, um die Be­
mühungen der Alliierten zur Wahrung von Frieden und Sicherheit in der 
Welt zu koordinieren. Es wurde die Entschlossenheit bestätigt, die NATO 
als Grundlage der gemeinsamen Verteidigung des nordatlantischen Rau­
mes zu unterstützten und die Überzeugung der beiden Regierungen 
unterstrichen, daß die NATO alle militärischen Mittel behalten und 
weiter entwickeln muß, die es ihr ermöglichen, einen potentiellen An­
greifer wirksam davon abzuschrecken, die territoriale Unversehrtheit 
oder die Unabhängigkeit eines jeden Alliierten zu bedrohen. Besonders 
betont wurde die Notwendigkeit einer allgemeinen und kontrollierten 
Abrüstung, um allen Nationen ein Leben in Freiheit zu sichern und einen 
allgemeinen, vollständigen Frieden herbeizuführen. Das Kommunique 
hebt die wichtige Rolle der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als 
mächtige und verbindende Kraft inmitten der atlantischen Gemeinschaft 
hervor. Es betont, daß die dynamisch-politischen und institutionellen 
Kräfte der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein wesentliches Ele­
ment der gegenwärtigen Stärke der atlantischen Gemeinschaft sind. Sie 
wissen, daß der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - der EWG - der 
Zusammenschluß von sieben europäischen Ländern unter Führung Groß­
britanniens zur EFTA gefolgt ist. Ich kann hier nur noch wiederholen, 
was ich in der vergangenen Woche im Bundestag gesagt habe: 

„Wir wünschen, daß die Mitglieder der EFTA, insbesondere auch 
Großbritannien, sich möglichst bald mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft verständigen, damit wirtschaftliche Gegen­
sätze nicht die europäische Entwicklung stören." (Beifall.) 

Der Absatz des Kommuniques, der sich mit der Deutschlandfrage ein­
schließlich Berlins befaßt, ist so wichtig, daß ich ihn hier wörtlich wieder­
geben möchte. Es heißt dort: 

„Der Bundeskanzler und der Präsident bekräftigten erneut den 
Standpunkt ihrer Regierungen, daß eine gerechte und dauerhafte 
Lösung der Deutschlandfrage einschließlich des Berlinproblems 
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funden werden kann. Sie erneuerten ihr Versprechen, die Freiheit 
der Bevölkerung West-Berlins zu erhalten, bis Deutschland in 
Frieden und Freiheit wiedervereinigt und Berlin als Hauptstadt 
des wiedervereinigten Landes wiederhergestellt ist." (Beifall.) 

Zum Schluß des Kommuniques heißt es: 

„Der fruchtbare Gedankenaustausch zwischen dem Bundeskanzler 
und dem Präsidenten ebenso wie die offene und herzliche Atmo­
sphäre, in der die Gespräche geführt wurden, haben bedeutsam 
dazu beigetragen, die Bande der Freundschaft und des Einver­
nehmens zwischen beiden Ländern fester zu knüpfen und die Ge­
meinschaft der freien Welt zu stärken." (Beifall.) 

Und in der Tat, meine Freunde, die Atmosphäre der Unterredung war 
sehr herzlich und sehr offen. Lassen Sie mich hier eines einschieben: Der 
Verlauf meines Besuches in den Vereinigten Staaten, die Aussprache mit 
dem Präsidenten Kennedy und die Aufnahme durch Vizepräsident 
Johnson und die Bevölkerung von Texas haben sehr deutlich gezeigt, 
wie falsch ein Teil der deutschen Presse die Entwicklung der Verbindung 
zwischen den Vereinigten Staaten unter Kennedy und der Bundesrepu­
blik beurteilt hat. (Beifall.) 

Lassen Sie mich zu der Entwicklung des Verhältnisses zwischen den Ver­
einigten Staaten und uns aus Gründen der historischen Wahrheit folgen­
des sagen: Nach dem Krieg begann die Wendung zum Guten durch den 
Marshallplan, durch Truman und Acheson. Die Entwicklung wurde fort­
gesetzt durch Eisenhower und John Foster Dulles. Wir sind Truman, 
Acheson, Eisenhower und Dulles zu großem Dank verpflichtet. (Beifall.) 
Jetzt, da Kennedy Präsident und Rusk Außenminister ist, sind — um die 
Worte des Kommuniques und einer telefonischen Mitteilung des Präsi­
denten Kennedy an mich anzuführen - die Bande fester als je zuvor. 
(Beifall.) 

Erlauben Sie mir nunmehr, einige Ausführungen zur europäischen Inte­
gration zu machen. Ich bin dem Senator Lemanns von Herzen dankbar 
für die warmen Worte, die er für dieses Problem gefunden hat. Die 
europäische Integration ist und bleibt nach wie vor ein weiteres Haupt­
ziel unserer Politik und unserer Arbeit. (Beifall.) Der Gedanke der euro­
päischen Integration ist bei uns in den Jahren nach dem Zusammenbruch 
entstanden. Er wurde bei uns, der Christlich Demokratischen Union, 
hervorgerufen durch die Überzeugung, daß in den kommenden Zeiten, 
nachdem die Vereinigten Staaten, Sowjetrußland und in einer nicht 
fernen Zukunft Rotchina wirtschaftlich und politisch olle europäischen 
Länder weit überragen würden, nur der Zusammenschluß der euro­
päischen Länder im Wege der Integration diesen gestatten würde, sich 
politisch und wirtschaftlich zu entwickeln und Einfluß auf die Entwicklung 
in der Welt zu nehmen. 

Die Aufgabe ist groß, ihre Vollendung ist nicht leicht, aber sie muß 
gelöst werden. Wir dürfen nicht erlahmen in unserer Arbeit. Die Christ­
lich Demokratische Union ist und bleibt entschlossen, ihre ganze Kraft 
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dafür einzusetzen, diese Aufgabe zu lösen. Für uns Europäer ist es sehr 
wesentlich, daß Präsident Kennedy in seiner Unterredung mit uns die 
Bedeutung der europäischen Integration so nachdrücklich unterstrichen 
und deren Wert für den ganzen freien Westen hervorgehoben hat. 

Bei der Sozialdemokratie, meine verehrten Parteifreunde, macht sich die 
Nähe der Bundestagswahl sehr stark bemerkbar. (Heiterkeit.) Sie will 
unter allen Umständen an die Macht kommen und sei es auch als Koali­
tionspartner der CDU/CSU. (Heiterkeit.) Meine lieben Freunde! Wer das 
vor sechs, sieben oder acht Jahren prophezeit hätte, (Heiterkeit.) der 
hätte keinen Glauben gefunden. Aber wenn man dreimal Wahlen ver­
loren hat wie die Sozialdemokratie die Bundestagswahlen, dann ist 
das eine scheußliche Situation, (Heiterkeit.) und man will doch irgend­
eine, wenn auch kleine Frucht seinen Wählern präsentieren können, um 
nicht noch einmal eine Bundestagswahl zu verlieren. 

Nun, die Herren von der Sozialdemokratischen Partei sprechen seit ge­
raumer Zeit immer von einer „Bestandsaufnahme". Bestandsaufnahme, 
meine Freunde, ist ein Ausdruck aus dem kaufmännischen, aus dem 
wirtschaftlichen Leben. Wann macht man dort eine Bestandsaufnahme? 
(Heiterkeit.) Nun, natürlich dann, wenn man sich mit jemand anderem 
assoziieren wil l , macht man eine Bestandsaufnahme. Man macht aber 
auch eine Bestandsaufnahme, wenn man große Verluste erlitten hat, 
(Heiterkeit und lebhafter Beifall.) und es kommt im wirtschaftlichen 
Leben auch vor, daß man eine Bestandsaufnahme macht, wenn beides 
vorliegt, (Beifall.) wenn man große Verluste erlitten hat und wenn man 
nun einen stärkeren - na, wie soll ich sagen - Partner sucht, um sich ihm 
anschließen zu können. 

Nun, ich habe nichts dagegen; ich kann es auch gar nicht verhindern, 
daß die Sozialdemokratie eine Bestandsaufnahme macht. Im Gegen­
teil: ich will ihr dabei helfen, (Heiterkeit und lebhafter Beifall.) indem 
ich gleichzeitig eine Bestandsaufnahme unserer Politik mache und dann 
die beiden Bestandsaufnahmen gegenüberstelle, (Heiterkeit.) damit man 
sieht, was da nun vonnöten ist. 

Die Sozialdemokraten haben im November 1949 das Petersberger Ab­
kommen abgelehnt, das die Wende in unseren Beziehungen zu den 
Besatzungsmächten, also zum freien Westen, brachte. (Sehr-richtig-Rufe 
und Beifall.) 

Sie haben in verschiedenen Entscheidungen im Bundestag sich abgekehrt 
von der europäischen Integration. 

Sie haben im Juni 1950 den Eintritt in den Europarat abgelehnt. 

Sie haben im Januar 1952 den Vertrag über die Errichtung der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl abgelehnt. 

Sie haben im Februar 1952 eine Leistung eines Verteidigungsbeitrages 
abgelehnt. 

Sie haben im Dezember 1952 den Deutschlandvertrag abgelehnt. 

Sie haben im Februar 1955 den Eintritt in die NATO und in die WEU 
abgelehnt. 34 



Sie haben im Juli 1956 das Wehrpflichtgesetz abgelehnt. 

Sie sehen, meine verehrten Parteifreunde, daß ich nur die Abstimmungen 
im Bundestag anzuführen brauche, daß ich gar nicht zurückzukommen 
brauche auf alle die Reden und Äußerungen, die zu diesen Themen von 
sozialdemokratischen Rednern gemacht worden sind, daß ich - ich 
wiederhole - nur auf die Abstimmungen im Bundestag in all den Jahren 
hinzuweisen brauche, um eine Bestandsaufnahme der Außenpolitik der 
Sozialdemokratie vorzunehmen. (Langanhaltender lebhafter Beifall.) 

Und unsere Außenpolitik? - Nun, meine Freunde, die kennen Sie; die 
Bestandsaufnahme ist sehr einfach: In all den Jahren, bei allen wichtigen 
Entscheidungen, bei denen die Sozialdemokratie mit Nein stimmte, 
haben wir mit Überzeugung mit Ja gestimmt. (Langanhaltender Beifall.) 

Ja, meine Damen und Herren, ich habe eben schon gesagt: drei ver­
lorene Bundestagswahlen, und eine vierte kommt heran, und die An­
zeichen sind für die SPD bisher alles andere als günstig. Das bringt 
manchen dazu. Reu und Leid zu erwecken; aber, meine Freunde, ich 
kann nicht glauben, daß in der Sozialdemokratischen Partei und in der 
Sozialdemokratischen Bundesfraktion soviele Paulusse sind, wie früher 
Saulusse waren. (Heiterkeit.) Nein, meine Damen und Herren, das 
glaube ich nicht, und darum ist es wohl erlaubt, diese ganze augenblick­
liche Situation in der Sozialdemokratischen Partei mit einer gewissen 
Zurückhaltung zu betrachten. 

Was macht nun die Sozialdemokratie in einer solchen Lage? Sie kann 
unmöglich jedes Jahr ein neues Wahlprogramm machen. Das hält die 
beste Partei nicht aus, meine Damen und Herren. (Langanhaltender Bei­
fall.) Sehen Sie, das Godesberger Programm war gerade ein Jahr alt, 
als die Sozialdemokratische Partei das dringende Bedürfnis empfand, 
nun doch jetzt wiederum etwas zu tun, was ihr vielleicht einen Erfolg 
verspräche. Da hat sie einen „Appell von Hannover" gemacht, kein 
Programm von Hannover. Ich habe das eben schon gesagt. Man kann 
nicht jedes Jahr ein neues Programm machen, und deswegen ein „Appell 
von Hannover". Was das bedeuten soll, ist mir schleierhaft. Ich meine, 
was der Name bedeuten soll, ist mir vollkommen unverständlich. Aber 
in diesem Appell von Hannover warf man kurzentschlossen - oder man 
tat wenigstens so - die ganze bisherige außenpolitische Konzeption der 
Sozialdemokratie über Bord. Man hat dann allerdings nicht genau und 
präzis gesagt, was für eine Außenpolitik man dann haben will. 

In diesen Tagen hat der - nun will ich sehr vorsichtig sein, ich weiß kein 
anderes Wort - Führer der SPD, Herr Wehner, - Sie wissen, wen ich 
meine - (Lebhafte Heiterkeit und anhaltender Beifall.) in Kreuznach ge­
sprochen. Er hat uns dort, wo er natürlich wieder von Bestandsaufnahme 
gesprochen hat, sogar - darauf komme ich noch zurück - laut einer Mel­
dung von dpa ein Koalitionsangebot gemacht. Das ist sehr freundlich, 
und ich werde freundlich, allerdings etwas satirisch, darauf noch zurück­
kommen. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Aber, meine Damen und Herren: Wie hoch soll man denn das politische 
Verständnis einer Partei einschätzen, die elf Jahre braucht, um zu erkenn-
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Freiheit des deutschen Volkes geht, total falsch ist! (Stürmischer anhal­
tender Beifall.) 

Das spätere Erkennen, meine Damen und Herren, gilt in der Außenpolitik 
gar nichts. (Sehr gut!) Wenn man die Zeche gemacht hat, dann muß sie 
bezahlt werden! Wenn Irgendwo in der Innenpolitik es möglich ist, 
wieder etwas zu verbessern - in der Außenpolitik etwas zu verbessern, 
was man elf Jahre falsch gemacht hat: das ist ausgeschlossen, meine 
Damen und Herren. (Erneuter starker Beifall.) 

Wer steht dem deutschen Volke denn dafür, daß in den kommenden sehr 
ernsten außenpolitischen Situationen die Sozialdemokratie, wenn sie 
wirklich in der Wahl siegen würde - es ist kein Gedanke daran, (Beifall.) 
aber man muß auch einmal etwas Unmögliches theoretisch darlegen -
(Heiterkeit.) dann das Richtige erkennt, (Sehr gut!) wenn sie elf Jahre 
hindurch diese furchtbaren Fehler gemacht hat! (Lebhafter Beifall.) 

Wenn man in den vergangen Jahren den außenpolitischen Vorschlägen 
und der außenpolitischen Konzeption der Sozialdemokratie gefolgt 
wäre, dann wären - das ist meine feste übereeugung - Frieden und 
Freiheit der Bundesrepublik schon lange verloren. (Lebhafter Beifall.) 
Das muß bei so ernsten Dingen einmal ganz klar und ernst gesagt wer­
den. (Beifall.) Wer elf Jahre lang eine so verderbliche Außenpolitik 
gepredigt und versucht hat, sie durchzusetzen, hat keinen Anspruch dar­
auf, daß ihm im zwölften Jahr das deutsche Volk in außenpolitischen 
Fragen Vertrauen schenkt. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn nun Herr Wehner laut einer Mitteilung von dpa die Koalitions­
bereitschaft der SPD mit der CDU/CSU andeutet und dann gleichzeitig 
noch von einem bevorstehenden Angriff der SPD gegen die angebliche 
„Politik des Fortwurschteins der CDU/CSU" spricht und sagt, die SPD 
werde sich nicht angleichen, sondern eine ganz neue Politik machen, 
sie wolle an die Stelle von Rechthaberei - ach, Herr Wehner, Herr 
Wehner - (Heiterkeit.) eine Politik der Zusammenarbeit setzen, so muß 
ich sagen: 

Es gibt doch in der Welt der Politiker merkwürdige Erscheinungen. 
Vielleicht hat Herr Wehner schon einmal das Wort vom Zickzackkurs 
gehört. Einer Partei, die in einer derartigen Lebensfrage des deutschen 
Volkes und Europas und der freien Welt hin und her fackelt, soll das 
Schicksal des deutschen Volkes anvertraut werden! Niemals wird dieser 
Fall eintreten, und eine Koalitionsgemeinschaft mit der SPD kommt für 
unsere Partei nicht in Frage!! (Langer stürmischer Beifall.) 

Was war nun der Weg der CDU/CSU und was bleibt der Weg der CDU 
CSU? Die Gleichgewichtslage in Europa: sie ist nicht befriedigend. Aber 
diese Gleichgewichtslage, die wir zur Zeit haben, ist herbeigeführt 
worden, und damit ist uns in der Bundesrepublik Frieden und Freiheit 
geblieben durch die entschlossene, stetige, nunmehr fast zwölf Jahre 
durchgeführte Politik der CDU/CSU, die sich von Anfang an entschieden 
für den Anschluß an den Westen ausgesprochen hat. (Starker Beifall.) 

Daß es einer Partei nach einem solchen Zusammenbruch unseres Landes 
in einer so turbulenten und von Spannungen erfüllten Lage in der Welt, 36 



besonders auch in Europa, gelungen ist, durch ihre stetige Politik das 
Gleichgewicht der Kräfte in einem Brennpunkt der Weltspannungen, 
nämlich in Europa, so zu sichern, ist ein unvergängliches historisches 
Verdienst dieser Partei, der CDU/CSU. (Starker Beifall.) 

Acheson hat in diesen Tagen auf einer Versammlung in Bologna erklärt, 
Deutschland sei ein Bollwerk der Sicherheit an den Grenzen der west­
lichen Welt. Dieser Damm, meine Freunde, ist geschaffen worden durch 
unsere Partei; sie hat der Bundesrepublik die Freundschaft und Hilfe 
der freien Mächte verschafft und der Bundesrepublik Freiheit und Frieden 
gerettet. 

Ich bin überzeugt, daß das deutsche Volk das erkennt und weiß, daß es 
ebenfalls davon überzeugt ist, daß die Fortsetzung dieser Politik gewähr­
leistet durch eine große und starke innerlich gefestigte Partei, für unser 
Land, für Europa, eine absolute Notwendigkeit ist. (Starker Beifall.) 

Das war der Weg der CDU/CSU zwölf Jahre hindurch, und dieser Weg 
war, ist und bleibt der richtige Weg. Er wird uns die Freiheit bewahren; 
er wird uns zum Frieden und zur Einheit führen. 

(Stürmischer anhaltender Beifall.) 

Präsident Albers: 

Sehr ve/ehrter Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Vor etwa 
16 Jahren wurde in Köln die Grundlage für die Schaffung der Christlich 
Demokratischen Union gelegt. Wenn jemand aus der damaligen Grün­
derzeit die Entwicklung und den Charakter sowie die Richtung dieser 
Partei bestimmt hat, dann waren Sie das, Herr Bundeskanzler Dr. Aden­
auer. (Starker Beifall.) 

Ich möchte diese Gelegenheit wahrnehmen, um im Namen der alten 
Freunde, die vor 16 Jahren irgendwo aus Deutschland, aus den Zucht­
häusern und aus den Lagern kamen, Ihnen herzlich dafür zu danken, 
daß Sie vom ersten Augenblick dieser Partei an die Führung und das 
Zepter in die Hand genommen haben. (Beifall.) 

Was unsere Aufgabe ist, wissen wir. Wir haben dafür zu sorgen, daß 
die nächste Bundestagswahl am 17. September 1961 wieder so erfolg­
reich wird wie die Bundestagswahl 1957. Dafür tragen wir alle die Ver­
antwortung. Daß sie siegreich wird, das soll ein Dank sein für die 
unermüdliche Arbeit, die unser Bundesparteivorsitzender und Bundes­
kanzler geleistet hat. (Beifall.) 

Ich danke Ihnen, Herr Bundeskanzler, für Ihre grundlegenden Ausfüh­
rungen. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Bundesaußenminister, das Wort zu nehmen 
über 
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Deutschlond — Teil der freien Welt 

Außenminister Dr. Heinrich von Brentano: 

(Mit lebhaftem Beifall begrüßt.) 

Herr Bundeskanzler! Herr Präsident! Meine sehr verehrten Domen und 
Herren! Am vergangenen Freitag hot die letzte außenpolitische Aus­
sprache im Bundestag stattgefunden. Der Herr Bundeskanzler hat über 
dos Ergebnis der Besprechungen berichtet, die vor genau 2 Wochen in 
Washington begonnen haben. Der Bericht wäre unvollständig gewesen, 
wenn er sich darauf beschränkt hätte, eine Übereinstimmung in den we­
sentlichsten Fragen der Außenpolitik festzustellen, die tatsächlich zwi­
schen dem amerikanischen Präsidenten und dem deutschen Regierungs­
chef erzielt wurden. Es war vielmehr unerläßlich, auch auf die grund­
sätzliche politische Haltung einzugehen, die diese Übereinstimmung 
überhaupt erst ermöglichte. Wer nur die Erklärungen hörte oder las, 
die die Sprecher der beiden Oppositionsparteien im Anschluß an die 
Regierungserklärung abgaben, der könnte die Frage stellen, ob es heute 
überhaupt noch notwendig sei, das Thema zu behandeln, das mir ge­
stellt ist: „Deutschland - Teil der freien Welt". Denn es könnte der Ein­
druck entstehen, als bestehe eine völlige oder auch weitgehende Über­
einstimmung in den grundsätzlichen Fragen der Außenpolitik. Und 
dieser äußere Eindruck wird verstärkt durch die Entschließungen, die 
die Sozialdemokratische Partei im November in Hannover und die 
Freie Demokratische Partei im März dieses Jahres in Frankfurt gefaßt 
haben. 

Sicherlich darf es nicht unsere Aufgabe sein, aus wahltaktischen Über­
legungen nicht bestehende Gegensätze zu konstruieren oder vorhan­
dene Meinungsverschiedenheiten zu dramatisieren. Am wenigsten wäre 
ein solcher Versuch im Bereiche der Außenpolitik zu verantworten. Es 
kann gar nicht oft genug unterstrichen werden, um wieviel stärker und 
sicherer die Stellung Deutschlands in der weltpolitischen Auseinander­
setzung von heute wäre, wenn die Außenpolitik der Bundesregierung 
tatsächlich auch von der Opposition unterstützt würde. Nun ist es un­
leugbar, daß sich die Gegensätze verringert haben. Und ich meine, wir 
haben allen Anlaß, das mit Befriedigung festzustellen, wie es auch der 
Herr Bundeskanzler eben getan hat. 

Die Sozialdemokratische Partei, die den Eintritt der Bundesrepublik in 
die Atlantische Gemeinschaft leidenschaftlich bekämpft hat, erklärt 
heute, daß die NATO für sie die Grundlage der Außenpolitik darstelle. 
Das ist in der Tat ein erstaunlicher Stellungswechsel. Noch vor der letzten 
Bundestagswahl erklärte der sozialdemokratische Abgeordnete Profes­
sor Dr. Schmid: Wenn wir nach den Wahlen zur Regierung kommen, 
werden wir sofort die Initiative ergreifen - das heißt, wir werden einfach 
die NATO verlassen. Die früheren Bundestagswahlen wurden von der 
Opposition vor allem im Zeichen des Kampfes gegen die Leistungen 
des Verteidigungsbeitrages geführt. Die maßlose und hemmungslose 38 



Kampagne gegen die allgemeine Wehrpflicht ist noch in unser aller Er­
innerung. Auch darüber ist es stiller geworden. Der letzte Bundestags­
wahlkampf stand vor ollem im Zeichen des sogenannten Kampfes gegen 
den Atomtod. Dieser Kampf wurde mit ollen Mitteln der Verleumdung 
und der Diffamierung geführt. Diejenigen, die heute noch - sei es aus 
Überzeugung, sei es aus Einfalt — die damaligen Parolen vertreten, wer­
den mit dem Ausschluß aus der Sozialdemokratischen Partei bedroht. 
Der oberflächliche Beobachter könnte aus diesen Feststellungen tat­
sächlich den Schluß ziehen, daß eine Diskussion über die deutsche Außen­
politik im bevorstehenden Wahlkampf überflüssig sei, da ja die Oppo­
sition die außenpolitischen Grundsätze und Ziele der Bundesregierung 
übernommen habe. 

Ich bestreite durchaus nicht, daß wir diese Entwicklung begrüßen. Sie 
verrät die beginnende Einsicht in die Richtigkeit einer Politik, die die 
Christlich Demokratische Union und die Christlich Soziale Union 12 Jahre 
unbeirrbar und konsequent durchgeführt hoben. Sie verrät auch den 
Respekt vor der demokratischen Entwicklung des deutschen Volkes, das 
von Wohl zu Wahl mit der steigenden Mehrheit die Außenpolitik der 
Bundesregierung unterstützt hat, und - daran zweifele ich nicht - bei 
den bevorstehenden Wahlen mit steigender Mehrheit unterstützen wird. 
(Lebhafter Beifall.) 

Wir würden uns aber doch einer gefährlichen Täuschung hingeben, 
wenn wir uns darauf beschränken würden, nur diese positive Entwick­
lung zu sehen. Wir würden uns selbst gegenüber unaufrichtig und dem 
deutschen Volke gegenüber unglaubwürdig sein, wenn wir nicht mit 
allem Ernst und Nachdruck gerade angesichts der bevorstehenden Bun­
destagswahl feststellten, daß tiefgehende Meinungsverschiedenheiten 
und unüberbrückbare Gegensätze zwischen der Außenpolitik der Bun­
desregierung und den Vorstellungen der Opposition weiter bestehen. 
Was bedeutet es — der Herr Bundeskanzler sprach schon davon —, wenn 
die Opposition immer wieder eine Bestandsaufnahme der Außenpolitik 
fordert. Der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
hat am 19. Januar 1960 da rauf eine klare Antwort gegeben, als er damals 
sagte: „Natürlich hütet sich Herr Dr. Adenauer zu sagen, welche ge­
meinsame Außenpolitik er anstrebt. Im Ernst glaubt er nämlich nicht 
daran, daß irgend jemand in der Bundesrepublik außer der Mehrheit 
seiner politischen Freunde bereit sein könnte, für die von ihm selbst ge­
schaffene Konkursmasse seiner Politik in der Frage der deutschen Wie­
dervereinigung und der Entspannung in Europa mitverantwortlich zu 
zeichnen." Darum möchte ich auf die Forderung dieser Bestandsauf­
nahme eine sehr klare Antwort geben. Wir hoben eine solche Bestands­
aufnahme nicht nötig. Seit 12 Jahren hoben wir die deutsche Außenpoli­
tik vor dem deutschen Volk und vorder Welt klar und unmißverständlich 
vertreten. Auch wenn die Opposition einige ihrer falschen und demago­
gischen Parolen aufgegeben hat, so denken wir gar nicht daran, den 
Restbestand an fehlerhaften und gefährlichen Vorstellungen zu über­
nehmen, nur um damit der Opposition auf halbem Wege entgegenzu­
kommen und ein trügerisches Bild der Gemeinsamkeit zu gestalten. 
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taktischen Vorgehen überdeckt oder gar ausgeräumt werden könnte. 
Wir werden uns dieses Gegensatzes bewußt, wenn wir diese letzte 
außenpolitische Entschließung der SPD sorgfältig analysieren. 

Es heißt darin, die deutsche Außenpolitik werde der Entwicklung Rech­
nung tragen müssen, daß sich die Spannungen in der Welt nicht mehr 
allein aus dem Ost-West-Konflikt erklären lassen, selbst wenn dieser 
Konflikt - wenigstens für Deutschland - ein entscheidendes Merkmal sei. 
Mit dieser Begründung verlangt die SPD eine größere Elastizität der 
Außenpolitik, allerdings nicht ohne hinzuzufügen, daß in der Ausein­
andersetzung zwischen Ost und West die Bundesrepublik auf der Seite 
des Westens als zuverlässiger Verbündeter stehen müsse. 

Der grundlegende Gegensatz liegt darin, daß wir— und wir nicht allein -
überzeugt sind, daß der Spannungszustand in der Welt von diesem 
Gegensatz zwischen Ost und West bestimmt wird. In der Vergangenheit 
standen echte oder vermeintliche nationale oder wirtschaftspolitischc 
Interessen einzelner Nationen gegeneinander und führten häufig auch 
zu gemeinsamen Auseinandersetzungen. Heute liegt der Gegensatz im 
Geistigen, im Prinzipiellen. Die Vorstellung von der Aufgabe und der 
Stellung des Menschen im Staat und in der Gemeinschaft ist eben in der 
kommunistisch beherrschten Welt eine so völlig andere, daß ein Kom­
promiß undenkbar ist. (Beifall.) 

Man kann diesen Gegensatz auch nicht hinweginterpretieren, indem man 
Formulierungen oder Schlagworte gebraucht, die in einer anderen Zeit 
entstanden sind. Es wäre doch kindisch, wollten wir heute noch von einer 
Auseinandersetzung zwischen Marxismus und Kapitalismus reden. Der 
totale Staat ist die Gesellschaftsform, die die gefährlichste und brutalste 
Form des Kapitalismus überhaupt entstehen ließ: (Beifall.) den Staats­
kapitalismus in seiner reinsten Form, der sich jeder Kontrolle entzieht, 
da er sich selber kontrolliert, und der jeden Mißbrauch ermöglicht, da 
der Mißbrauch schutzlos ist. Während der Marxismus im Kampf gegen 
die Unterdrückung der Freiheit des einzelnen entstand - auch wenn er 
nach unserer Überzeugung sicherlich nicht die geeigneten Mittel anbot, 
um dieses Ziel zu erreichen - , wird sein Name in den totalitären Herr­
schaftssystemen nur noch mißbraucht, um die völlige Entrechtung des 
Menschen, die Entpersönlichung der Persönlichkeit und die Einordnung 
des Menschen in das Kollektiv zu verschleiern. Während die sogenannten 
kapitalistischen Länder die rechtsstaatliche Ordnung weiterentwickeln, 
während sie den Staat vom Menschen aus bauen und als ihr Ziel be­
trachten, die persönliche Freiheit und die soziale Sicherheit unter den 
Schutz der staatlichen Gemeinschaft zu stellen, ist der Mensch im totalen 
System nur Objekt des Geschehens, er hat keinen Anspruch und keine 
Möglichkeit, sein Recht auf Freiheit durchzusetzen, da diejenigen, die ihn 
unterdrücken und mißbrauchen, mit denjenigen identisch sind, bei denen 
er sich sein Recht holen müßte. 

In dieser Auseinandersetzung gibt es keine Neutralität. Das Bekenntnis 
zur unlösbaren Verbindung mit der freien Welt kann auch nicht durch 
den verstohlenen Hinweis auf die Vertragstreue ersetzt werden. Wer so 
denkt, zeigt, daß er den Grundsatz mit der Form verwechselt. Die 40 



Bundesrepublik ist nicht ein zuverlässiger Verbündeter der freien Welt, 
weil sie Verträge abgeschlossen hat. Sie hat Verträge abgeschlossen, 
um der festen Entschlossenheit mit der freien Welt und in der freien Welt 
Ausdruck zu verleihen, (Beifall) v^eil sie die Modalitäten dieser Zu­
sammenarbeit vertraglich regeln wollte, aber nicht, weil sie ihren Stand­
punkt in der freien Welt begründen wollte. 

In der sozialdemokratischen Entschlie(3ung findet sich die Forderung 
nach gröl3erer Elastizität. Damit ist wohl das gleiche gemeint wie in dem 
Aufruf der FDP zur Bundestagswahl, in dem wir lesen, es genüge nicht, 
uns allein auf die Politik unserer Verbündeten zu verlassen; wir mü(3ten 
eigene Vorstellungen zur Lösung der deutschen Frage entwickeln. Damit 
verbindet die FDP die weitere Forderung, die neue Bundesregierung 
müsse Verhandlungen über den militärischen und politischen Status 
Gesamtdeutschlands im Rahmen eines europäischen Sicherheitssystems 
einleiten. 

Was soll die so häufig gehörte Forderung nach größerer Elastizität? 
Was soll diese Forderung nach eigenen deutschen Initiativen? Wenn 
diese Kritiker damit sagen wollen, daß die Bundesregierung in den ver­
gangenen Jahren teilnahmslos die Initiative ihrer Verbündeten ab­
gewartet habe, um sich ihr anzuschließen, dann sagen sie bewußt die 
Unwahrheit; denn sie wissen, was jeder Zeitungsleser weiß, und sie 
wissen das um so mehr, weil sie im Bundestag und ganz besonders im 
Auswärtigen Ausschuß über die unablässigen Bemühungen der Bundes­
regierung unterrichtet worden sind, an der Entspannung mitzuwirken und 
die deutsche Frage einer Lösung näherzubringen. 

Seit Jahren steht die Bundesregierung in einem ständigen Meinungs­
austausch mit ihren Verbündeten. Die Genfer Außenminister- und Gipfel­
konferenz des Jahres 1955 war gemeinsam in monatelanger Arbeit vor­
bereitet worden. Jede Note der Sowjetunion, die wir und die Verbün­
deten erhalfen, wurde sorgfältig analysiert. Jede Antwort, die wir und 
die Verbündeten gegeben haben, wurde gemeinsam sorgfältig vor­
bereitet. Auf der Genfer Außenministerkonferenz des Jahres 1955 legte 
der amerikanische Außenminister Herter den westlichen Friedensplan 
vor. Er war das Ergebnis wochenlanger sorgfältiger Beratungen zwischen 
der Bundesregierung und den Regierungen Großbritanniens, der Ver­
einigten Staaten und Frankreichs. 

Jede sonstige Initiative wurde darüber hinaus mit den Bündnispartnern 
der atlantischen Gemeinschaft sorgfältig überdacht und abgestimmt. 
Nicht weniger sorgfältig waren die Vorbereitungen der Pariser Gipfel­
konferenz des vergangenen Jahres, einer Konferenz, die scheiterte, 
bevor sie begonnen hatte, weil der sowjetische Regierungschef ein ernst­
haftes und sachliches Gespräch nicht führen wollte. 

Es ist hier nicht der Platz, um auf Einzelheiten dieser Vorschläge einzu­
gehen. Aber es ist wohl der Ort und der Zeitpunkt, um klar und unmiß­
verständlich auszusprechen, daß wir niemals eine Initiative entfalten 
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Das wäre das Ende der verlrauensvollen Zusammenarbeit; es wäre ober 
auch das Ende unserer nationalen und unserer staatsbürgerlichen Frei­
heit. 

Mit derselben Klarheit möchte ich hinzufügen, daß die Forderung nach 
grö(3erer Elastizität nichts anderes ist als ein gefährliches Schlagwort. In 
welchem Bereich soll eine Bundesregierung elastisch sein? 

Ausdruck dieser Elastizität war offenbar der sogenannte Deutschland­
plan der SPD, an den sogar diejenigen, die ihn erarbeitet und verkündet 
haben, heute gar nicht mehr erinnert werden wollen. Er war in der Tat 
aut3erordentlich elastisch; wenn man nämlich ein gesamtdeutsches Parla­
ment auf der Basis der zahlenmäßigen Parität zusammensetzen wollte. 
Diejenigen, die einen solchen Vorschlag machten, sind sich offenbar erst 
zu spät darüber klar geworden, daß man damit die primitivsten Grund­
sätze der Demokratie preisgibt. Sie sind sich offenbar zu spät darüber 
klar geworden, daß sie bereit waren, ein makabres Schauspiel zu in­
szenieren: frei gewählte Vertreter des deutschen Volkes mit weisungs­
gebundenen Funktionäten der Kommunistischen Partei in ein soge­
nanntes Parlament zu setzen und über die Grundlagen einer freiheit­
lichen Ordnung auf der Basis des gleichen Rechts mit denen zu dispu­
tieren, die die Freiheit leidenschaftlich und offen bekämpfen. 

Ich will dabei gar nicht einmal den allerdings naheliegenden Verdacht 
äußern, daß sich vielleicht bei dem einen oder anderen der geistigen 
Väter dieses unseligen Plans Spekulationen verbergen, deren Verwirk­
lichung gleichbedeutend gewesen wären mit der Zerstörung des Rechts 
und mit dem Ende der Freiheit. 

Auch diejenigen, die Verhandlungen der Bundesregierung über den mili­
tärischen und politischen Status Gesamtdeutschlands fordern, haben oft 
noch Vorstellungen von der Elastizität, die die Bundesregierung und die 
CDU klar und endgültig ablehnen. Zunächst eine Frage, auf die man 
bisher die Antwort schuldig blieb: Wer soll mit wem verhandeln? Sollen 
wir diesen Status ermitteln zusammen mit diesen sonderbaren Herren 
aus Pankow? 

Haben diejenigen, die eine solche Initiative fordern und die solche 
Elastizität anpreisen, bisher noch keine Kenntnis genommen von dem 
Inhalt der sowjetischen Forderungen, die mit erschreckender Klarheit 
im letzten Memorandum der Sowjetunion wiederholt werden? Ist es 
elastisch im Sinne dieser deutschen Außenpolitiker, die Teilung Deutsch­
lands anzuerkennen, um sie auf dem Wege über die Anerkennung zu 
beseitigen? Das ist nicht mehr elastisch, das ist irreal, das ist töricht, das 
ist gefährlich. (Beifall.) 

Und was sollen Regierungsverhandlungen zwischen der Bundesregierung 
und der Sowjetunion und anderen Staaten über den politischen Status 
Gesamtdeutschlands? Ist man tatsächlich der Meinung, daß eine deutsche 
Bundesregierung legitimiert wäre oder bereit sein könnte, den politi­
schen Status Gesamtdeutschlands zum Gegenstand von Verhandlungen 
zu machen? Gerade weil solche Gedanken geäußert werden, ist es 
möglich, über das Thema zu sprechen: Deutschland - Teil der freien 42 



Welt! Deutschland ist ein Teil der freien Welt, und die Bundesrepublik 
von heute und das wiedervereinigte Deutschland von morgen wird und 
muß es sein. (Beifall.) 

Darüber wird und darf es keine Verhandlungen geben. Und wer Ver­
handlungen darüber anbietet, muß sich der Gefahr bewußt sein, die in 
einem solchen Angebot liegt. Die Freiheit des deutschen Volkes ist unteil­
bar, und die Forderung nach dieser Freiheit ist unabdingbar. (Beifall.) 
Und weil es nichts gibt, meine Damen und Herren, was über diese Frei­
heit hinausgeht, und weil wir wohl wissen, daß der präsumtive Verhand­
lungspartner, die Sowjetunion, in Verhandlungen diese Freiheit nicht 
anreichern, sondern beschränken wil l , müssen wir nein zu dieser Forde­
rung sogen, denn eine begrenzte Freiheit ist keine Freiheit mehr. (Beifall) 
Ich bin überzeugt, daß ich hier von meinen politischen Freunden ebenso­
wenig mißverstanden werde, wenn ich diese Erklärung abgebe, wie bei 
unseren objektiven Kritikern diesseits und jenseits der Grenzen. 

Selbstverständlich wird eine gesamtdeutsche Regierung ebenso bereit 
sein wie die Bundesregierung, Abrüstungsverhandlungen zu führen und 
Abrüstungsvereinbarungen zu akzeptieren, aber das hat nichts mit dem 
politischen Status Deutschlands zu tun. Dieser Status darf und kann nur 
in der Freiheit bestehen. Das hat nichts mit einem militärischen Status 
Deutschlands zu tun, denn es kommt nicht darauf an, wie die Bewaffnung 
Gesamtdeutschlands aussehen wird, und es kommt nicht darauf an, wie 
die militärischen Vereinbarungen über die Rüstungen aussehen werden, 
es kommt ausschließlich darauf an, daß die Sicherheit und die Wieder­
vereinigung Deutschlands gewährleistet sein muß und daß eine dem 
ganzen deutschen Volk verantwortliche Regierung mit der Zustimmung 
des deutschen Volkes diese Sicherheitsvereinbarungen akzeptiert und 
unterzeichnet. (Beifall.) 

Unser Freund Gerstenmaier hat gestern und der Bundeskanzler hat heute 
über die europäische Zusammenarbeit gesprochen, und ich möchte Ge­
sagtes nicht wiederholen. Ich möchte nur, wie ich glaube, auf die un­
angebrachte Reaktion eingehen. Vor wenigen Tagen hat der Vizepräsi­
dent des Bundestags, Herr Dr. Dehler, in Berlin auf dem Parteitag seiner 
Partei eine Äußerung getan, die ich aus Presseberichten zitiere. Er sagte: 
„Wer Europa sagt, ist für mich verdächtig, daß er nicht mehr an Deutsch­
land denkt." (Pfui-Rufe.) 

Meine Damen und Herren! Die Politik der europäischen Zusammenarbeit , 
mit dem Ziel der europäischen Integration ist für uns in der CDU/CSU so 
eindeutig klar, daß wir sie konsequent und unverdrossen weiterverfolgen. 
(Beifall.) Wer eine Formulierung wie die von mir zitierte gebraucht, 
beweist damit, daß er vergessen hat oder leugnen wil l , daß Deutschland 
im freien Europa liegt und in Europa und im freien Europa weiter­
bestehen will. (Beifall.) 

Dieser Kritiker hat offenbar kein Verständnis für realpolitische Über­
legungen. Der Traum vom unabhängigen Nationalstaat ist im 20. Jahr­
hundert eine Utopie geworden. Ich glaube nicht, daß das deutsche Volk 
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in dem Länder wie Frankreich, wie Großbritannien, wo aucii gleichzeitig 
die Schaltstelle für dos Commonwealth liegt, und wo Länder wie die 
Vereinigten Staaten von Amerika sich zu einer engen und unlösbaren 
Kooperation bekennen. Darum möchte ich Herrn Dr. Dehler eine sehr 
klare Antwort geben. Wir glauben, ja wir sind davon überzeugt, daß die 
Wiedervereinigung Deutschlands sich nur mit Europa und in einer engen 
Zusammenarbeit mit den europäischen Nationen verwirklichen läßt. Und 
wir sind davon überzeugt, daß das wiedervereinigte Deutschland nur 
dann und solange in gesicherter Freiheit leben kann, als es bewußt und 
entschlossen ein integraler Bestandteil Europas sein und bleiben wil l . 
(Beifall.) 

Wir haben eine sonderbare Entwicklung miterlebt. Noch vor wonigen 
Jahren wurden diejenigen, die ein öffentliches und klares Bekenntnis 
zur europäischen Integration ablegten, mit der Bezeichnung „Illusionäre" 
belegt und als Utopisten kritisiert. Inzwischen hat sich diese europäische 
Integration weiter entwickelt, und wenn wir auch mit allem Freimut zu­
geben müssen, daß die eine oder andere Idee, die wir hatten, sich nicht 
verwirklichen ließ, dann füge ich mit dem gleichen Freimut hinzu, daß 
die Entwicklung doch diesen sogenannten Illusionären und Utopisten 
recht gab, und daß mancher, der erfolgreich die Verwirklichung von 
Vorstellungen, wie sie in dem Vertrag über die europäische Verteidi­
gungsgemeinschaft enthalten war, bekämpfte, heute bereut, daß ihm 
damals die bessere Einsicht fehlte. 

Ich nehme für uns, die wir unabläßlich die europäische Integration ver­
langt und im Rahmen des Möglichen verwirklicht hoben, ich nehme für 
uns in Anspruch, daß wir deutsche Patrioten und Realisten waren. (Bei­
fall.) Und ich stelle fest, daß diejenigen, die sich widersetzten und heute 
noch widersetzen, viel leicht meinen, Patrioten zu sein, aber nichts anderes 
sind als hoffnungslos Gestrige, an denen die Zeit vorübergehen wird. 
Ich will noch einmal auf mein Thema Bezug nehmen: „Deutschland - Teil 
der freien Welt", und ich glaube, Sie verstehen mich richtig, wenn ich 
sage, daß wir diese Forderung bedingungslos erheben und bedingungs­
los vertreten. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Rede über die letzten Gespräche be­
richtet, die er in Washington geführt hat. Wenn es noch einer Ermunte­
rung bedurft hätte, auf unserem Wege fortzufahren, wir hätten sie von 
dort mitgebracht. Aber wenn wir diese Zusammenarbeit im Interesse des 
deutschen Volkes und ebenso im Interesse der Sicherung des Welt­
friedens weiter verfolgen, dann möchte ich auch noch ein Wort über den 
Geist sagen, in dem sich diese Zusammenarbeit verwirklichen muß. So 
wie das Verhältnis zwischen Menschen, die ein gemeinsames Ziel ver­
folgen, nicht auf Verträgen, sondern auf Vertrauen beruht, so muß das 
gleiche auch für die Zusammenarbeit zwischen Völkern und Regierungen 
gelten. Nur wenn wir unseren Verbündeten mit Offenheit und Vertrauen 
begegnen, wird dieses Vertrauen erwidert werden. 

Wir haben in den vergangenen Monaten - der Bundeskanzler sprach 
davon - manches gehört und gelesen über die sogenannte Neuorientie­
rung der Außenpolitik der Vereinigten Staaten. Manchmal kam es mir 44 



vor, als werde die Lust arrv Untergang die Vernunft besiegen. Mit Bienen­
fleiß trug man echte, entstellte oder gefälschte Äußerungen zusammen, 
um dem deutschen Volke klarzumachen, daß die Vereinigten Staaten 
und andere Bündnispartner im Begriffe seien, uns zu verraten oder doch 
deutsche Lebensinteressen preiszugeben oder zu verkaufen. Meine 
Damen und Herren! Ich meine, wir sollten endlich aufhören, diese Ge­
spenster an die Vv'and zu malen. Wir sollten uns darüber klar sein, daß 
Vertrauen auf Gegenseitigkeit beruht, daß wir Vertrauen, Freundschaft 
und Hingabe nur erwarten können, wenn wir sie zeigen. (Lebhafter 
Beifall.) 

Die Zusammenarbeit der freien Welt ist nur dann fruchtbar und be­
ständig, wenn wir den Partnern, mit denen wir sie gestalten sollen, dieses 
Vertrauen entgegenbringen. Das bedeutet, daß wir für ihre Sorgen, ihre 
Probleme und ihre Aufgaben das gleiche Verständnis haben müssen wie 
für die eigenen. Das Deutschland von heute - also die Bundesrepublik -
und das Deutschland von morgen - das wiedervereinigte Deutschland -
sind nur solange ein glaubwürdiger und zuverlässiger Partner und ein 
integraler Bestandteil der freien Welt, als wir uns rückhaltlos und ohne 
Einschränkung zu dieser Gemeinsamkeit bekennen. 

Es gibt weite Bereiche, um diese Gemeinsamkeit zu dokumentieren. Einer 
davon ist die Verteidigung. Nur ein Narr oder ein Lügner kann be­
streiten, daß unsere Freiheit — unser aller Freiheit — bedroht ist. Das 
verpflichtet uns zur Zusammenarbeit. Die Diskussion über die Mittel einer 
wirksamen Verteidigung ist wichtig. Aber sie hat zweiten Rang hinter der 
Entschlossenheit, diese Verteidigung zu organisieren, und hinter der 
Bereitschaft an ihr teilzunehmen. (Beifall.) 

Deutschland als Teil der freien Welt hat ebenso die Verpflichtung und die 
Aufgabe, an der Abrüstung mitzuwirken. Es gibt nur einen Weg, um die 
Welt von der Angst vor der totalen Vernichtung zu befreien: Unermüd­
liche, ernsthafte Anstrengung, die kontrollierte Abrüstung zu verwirk­
lichen, auch wenn sie sich - wie wir alle wissen - nur in Etappen durch­
führen läßt. Wir sind uns dieser Aufgabe bewußt und darum habe ich 
selbst im Namen der Bundesregierung in der Ministerratssitzung der 
NATO im Dezember vorigen Jahres die Einrichtung einer ständigen 
Kommission zur laufenden Prüfung oller mit der Abrüstung zusammen­
hängenden Fragen beantragt. 

Ebenso wichtig ist auch die Aufgabe, uns aktiv und initiativ in die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe einzuschalten. 
Gegenüber den entwicklungsfähigen Ländern haben wir eine moralische 
Verpflichtung. Sie besteht darin, im Rahmen unserer gemeinsamen Lei­
stungsfähigkeit uns an dem Aufbau und Ausbau der Volkswirtschaft 
dieser jungen Länder zu beteiligen. Sie besteht aber ebenso darin, zu 
verhindern, daß diese Völker in den Sog des Weltkommunismus geraten, 
der ihre nationalen Aspirationen zu mißbrauchen versucht, nicht um 
ihnen die Freiheit zu vermitteln, sondern um sie in die schauerlichste 
Form der Unfreiheit - nämlich in das kommunistische System — hinein-

45 zuziehen. 



Wenn wir diese Zusammenarbeit auf allen Gebieten verwirklichen, dann 
wird Deutschland tatsächlich ein Teil der freien Welt, dann wird es mög­
lich sein, den Deutschen, die in Freiheit leben, den Genuß dieser Freiheit 
zu sichern und dann, und nur dann, wird es uns auch gelingen, die Deut­
schen, die noch in der Unfreiheit leben müssen, in die Freiheit zurück­
zuführen. (Beifall.) 

Das ist die große und zentrale Aufgabe der deutschen Politik. Wir 
müssen den letzten Zweifler im In- und Ausland davon überzeugen, daß 
Deutschland ein Teil der freien Welt ist, bleiben will und bleiben wird. 
Ich sage Deutschland, und jeder wird wissen, daß ich damit das ganze 
Deutschland meine, von dem gestern unser Freund Eugen Gerstenmaier 
sprach. (Lebhafter Beifall.) Das ganze Deutschland, dem sich der Bundes­
kanzler Konrad Adenauer und die Christlich Demokratische Union zu­
tiefst verpflichtet und verbunden fühlen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall.) 

Präsident Blumenfeld: 
Lieber Freund und Herr Minister von Brentano! Sie haben seit nunmehr 
sechs Jahren die Außenpolitik der Bundesregierung maßgeblich beein­
flußt und mit dem Bundeskanzler zusammen geführt. Sie haben diese 
mit Besonnenheit und mit großer Zähigkeit als ein treuer Architekt der 
europäischen Einigung in der Ihnen ganz besonders eigenen Aufrichtig­
keit und vor allen Dingen mit großem Erfolg mitgestaltet. Dafür, meine 
Freunde, und für seine Worte, die er hier zu uns gesprochen hat, wollen 
wir Herrn Außenminister Heinrich von Brentano danken. (Anhaltender 
starker Beifall.) 

Sie haben in Ihrem Referat die großen Linien der deutschen Außenpolitik 
aufgezeigt. Wir werden diese anschließend in wenigen Minuten disku­
tieren. Darf ich noch einmal zusammenfassen. Die großen Linien, die aus 
Ihrem Referat hervorgehen, sind wohl die: 

1. Sicherung der Freiheit und des Friedens für das deutsche Volk, 
2. der nimmermüde Kampf um das Selbstbestimmungsrecht der Deut­

schen und die Einheit des deutschen Volkes zu einer freien und fried­
lichen Nation und 

3. Sie haben am Schluß Ihres Referates auf die neuen großen Aufgaben 
hingewiesen, nämlich die konzentrierte Zusammenarbeit als gleich­
berechtigter Partner mit unseren europäischen und atlantischen Ver­
bündeten in gemeinsamer Verantwortung für den Frieden und den 
Fortschritt in der Welt, für die Verteidigung der Freiheit gegen Dik­
tatur, Tyrannei und aggressive Ideologien, seien sie nun kommu­
nistischer oder anderer Natur. 

Meine Domen und Herren! Bevor wir in die Diskussion eintreten, bitte 
ich, daß diejenigen, die sich an der Diskussion beteiligen wollen, so 
freundlich sind und sich mit einem Meldezettel für die Teilnahme an der 
Diskussion versehen,damit das Präsidium in der Lage ist,die Diskussions­
teilnehmer entsprechend aufzurufen. Ich habe inzwischen vier Redner­
meldungen vorliegen, habe aber eine Vorschau, die noch einige Namen 
aufweist und möchte gerne wissen, ob diese Redner auch sprechen 
wollen. Darf ich also darum bitten, daß diese Zettel heraufgereicht 
werden. 46 



Begrüßungen 

Bevor wir in die Diskussion eintreten habe ich die Ehre, noch zwei Dele­
gationsführer unserer befreundeten Parteien zu bitten, zu uns zu spre­
chen. Zunächst für die Democrazia Cristiano Italiens Herrn Minister a.D. 
Matorella, der zu uns auf italienisch sprechen wird. Seine Rede wird 
danach übersetzt. Darf ich Herrn Minister Matorella begrüßen und bitten, 
ans Rednerpult zu kommen. (Beifall.) 

Minister a.D. Matorella überbringt in italienischer Sprache die 
Grüße der Democrazia Cristiano. Die Teilnehmer des Bundes­
parteitages danken mit lebhaftem Beifall. 

Präsident Blumenfeld: 

bittet um die Übersetzung und um etwas größere Ruhe. Außerdem bittet 
er, daß Autogramme erst nach den Reden gegeben werden. Es folgt die 
Übersetzung. 

Minister a.D. Matarella: 

Herr Präsident! Meine Domen und Herren! Verehrte Kongreßteilnehmer! 
Es ist für mich eine ganz besondere Freude, den Gruß der italienischen 
Christlich Demokratischen Partei zum 10. Kongreß der Christlich Demo­
kratischen Union zugleich mit dem Ausdruck meiner aufrichtigsten Sym­
pathie und Bewunderung überbringen zu dürfen, der Bewunderung für 
das, was unter Ihrer Führung und Ihrem Ansporn die Bundesrepublik 
Deutschland nach den Verwüstungen des Krieges für ihren politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Wiederaufbau innerhalb der wiederher­
gestellten Freiheit geschaffen hat. Denn was hier tatsächlich geleistet 
wurde, ist nicht nur Anlaß einer wohlverdienten Bewunderung für die 
Fähigkeiten des deutschen Volkes und einer freundschaftlichen Genug­
tuung für seine Erfolge, sondern auch Grund des Vertrauens in die 
Demokratie, weil es mit einer konkreten und positiven geschichtlichen 
Erfahrung gezeigt hat, daß es auch in schwierigen Momenten nicht nötig 
ist, sich totalitären Systemen preiszugeben, um sich ein Staatsgefüge 
produktiver Disziplin und bürgerlicher Ordnung im Dienste des Volkes 
zu geben. Ein solcher Versuch zeigt ja im Gegenteil die schöpferische 
Überlegenheit der Demokratie und der in einer festen christlichen Idee 
verankerten Demokratie. Er ist deshalb ein großer Dienst am deutschen 
Volk, ober auch für das Ansehen der Werte der Freiheit insgesamt. 

Diese bewunderungswürdige Leistung und die geschichtliche Funktion, 
• die von der Christlichen Demokratie erfüllt worden ist, beweist, daß die 

Freiheit nicht nur die Eigenschaft ideologischer Überlegenheit, sondern 
auch konstruktiver Überlegenheit im zivilen Leben für die gleichen Tätig­
keiten und materiellen Errungenschaften besitzt, weil sie hier außer auf 
ideeller Ebene auch auf geschichtlicher Ebene ihre Kraftprobe als an­
kurbelndes Element der wirtschaftlichen Entwicklung erfahren hat. 

Die Erfolge und Fortschritte der CDU sind uns demnach doppelt teuer, 
nämlich als Bürger eines demokratischen Staates, Freund des Eurigen, 
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Freiheit in dem gigantischen Ringen, zu dem uns unsere Zeit wie zu einer 
Aufgabe und zu einem Lebensziel ruft, und zum Streben nach dem Fort­
schritt als einer Bedingung zum überleben der höchsten menschlichen 
Ideale, jener Werte also, die das Wesen selbst der Zivilisation der freien 
Welt darstellen. 

In diesem Kampf können die christlich-demokratischen Bewegungen nicht 
umhin, sich solidarisch und verbunden zu wissen, um eine immer größere 
und wirkungsvollere Kraft zu entfalten, vorwiegend in unserem alten 
Europa, welches sich insbesondere dank der christlich demokratischen 
Aktion in seinen wirtschaftlichen und sozialen Strukturen erneuert hat 
und sogar seiner ruhmreichen Tradition die belebenden Keime einer 
volksnahen Berufung hinzufügt, tausendjährig in seiner Weltanschau­
ung der Liebe und Brüderlichkeit, aber frisch und modern in seinem 
Schwung sozialer Erneuerung und in seinem Gerechtigkeitsstreben. 

In dem Zusammenprall, sicherlich historischen Ausmaßes, zwischen zwei 
sich ausschließenden Konzeptionen des Menschen, haben die christlich 
demokratischen Bewegungen eine vordringliche Aufgabe zu lösen. 

Innerhalb der christlich-demokratischen Bewegung können und dürfen 
diejenigen unseres Kontinentes mit zuversichtlichem Gefühl der Mitver­
antwortlichkeit und der Mitwisserschaft spüren, daß sie sich auf der Linie 
der christlichen Berufung Europas bewegen und deren Schule und zivili­
satorische Mission interpretieren, den Glauben und den historischen 
Genius. 

Für Europa eine ruhigere und blühendere Zukunft zu schaffen, heißt für 
sein Wohlergehen und seinen Frieden, aber auch für den Wohlstand und 
den Frieden der Welt zu arbeiten. Für einen Frieden jedoch der freien 
Menschen und Völker, die mit stets besorgter Alarmbereitschaft und 
Kampfgeist Ideologien und Experimente nicht übersehen können, wie 
den Kommunismus, der nicht nur die Verneinung unserer christlichen 
Tradition, sondern jeglicher zivilen Freiheit bedeutet. 

Die Verpflichtung der Bewegungen christlich-demokratischer Inspiration 
ist durch den Wert eines großen geistigen Erbes gestärkt, welches deren 
Kraft und den Sinn ihres Lebens darstellt. Sie erblicken in der leuchtenden 
Sicht eines neuen christlichen Humanismus, welche die Eingebung der 
Dichter und Denker am Horizont unseres unruhigen jedoch verheißungs­
vollen Zeitalters erschließen, eine neue politisch-soziale Wirklichkeit. 
Deren Befolgung wird den zufälligen Aspekt des Kampfes gegen den 
Kommunismus, welcher sich zu tyrannischer Macht und zu ständiger Be­
drohung der Freiheiten der Menschen und Völker erhoben hat, über­
winden, um zu einer vielversprechenden Wende im Leben der Menschen 
zu gelangen, die durch ein Bond der Gerechtigkeit verbunden sind, 
welches in der Freiheit der stärkste Schutz des Fortschritts und des Frie­
dens ist. 

Verehrte Kongreßteilnehmer, in diesem Geist und in der Hoffnung, daß 
dieser Geist ausstrahlen möge, spreche ich für Ihre Arbeit meinen herz­
lichsten und freundschaftlichsten Wunsch für immer größere Erfolge der 
Christlich Demokratischen Union aus. 

(Starker Beifall.) 48 
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